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Verhandlungsschrift 
 

 

über die öffentliche Sitzung des Gemeinderates 

vom 16. Dezember 2021 um 19:30 Uhr 

im Vortragssaal der Landesmusikschule Pabneukirchen, Markt 77a. 

 

Anwesende: 
 

1.   Bgmin Barbara Payreder als Vorsitzende 11. GR Sandra Cárdenas Lara 

2.   Vz.-Bgm Manfred Nenning 12. GR Martin Kloibhofer 
3. GV Ing. Mag. Josef Lumetsberger 13. GR Leopold Enengl 
4. GV DI. Florian Kloibhofer, BSc. 14. GR Walter Prandstätter 
5. GR Karl Holzweber 15. GR Kurt Steindl 
6. GR Ludwig Peirleitner 16. GR Helmut Leonhartsberger 
7. GR Marlen Christin Nenning 17. GR Christian Steindl 
8. GR Johannes Haider 18. GR Gebhard Prandstätter 
9. GR Peter Scherscher 19. GRE Karl Heindl 
10. GR Hildegard Payreder   

 

Der Leiter des Gemeindeamtes und als Schriftführer: AL. Mag. Erwin Haderer, M.A. 

 

Als Zuhörer anwesend: Andreas Hinterleitner, Robert Zinterhof 

 

entschuldigt: 
GR Alona Kaindl 

GRE Manuel Rumetshofer 

 

 

 

Ersatz/für: 
GRE. Karl Heindl LISTE für GR. Alona Kaindl 

 

--- 

Die Bürgermeisterin Barbara Payreder eröffnet als Vorsitzende die Sitzung des Gemeinderates um 

19:30 Uhr und stellt fest, dass 

a)  die Sitzung von ihr als Bürgermeisterin einberufen wurde; 

b)  die Verständigung hierzu gemäß den vorliegenden Zustellnachweisen an alle Mitglieder bzw. Er-

satzmitglieder zeitgerecht am 09.12.2021 unter Bekanntgabe der Tagesordnung erfolgt ist; die Ab-

haltung der Sitzung durch Anschlag an der Amtstafel am gleichen Tage kundgemacht wurde; 

c)  die Beschlussfähigkeit gegeben ist. 

 

AL Mag. Erwin Haderer, MA wird zum Schriftführer bestellt. 

 

Sitzungsprotokoll: 

Das Protokoll der letzten Sitzung vom 07.10.2021 (Konstituierende Sitzung) liegt noch während der 

Sitzung für die Gemeinderatsmitglieder zur Einsichtnahme auf und gilt nach Ablauf der Sitzung als 

genehmigt. 

 

Auf Antrag der Bürgermeisterin beschließt der Gemeinderat einstimmig durch Handerheben die Ab-

stimmungsart durch Handerheben festzulegen. 



G:\Daten\AL\GR\Protokolle\Sitzungen 2021\05-16.12.2021_ngProtokoll.docx 
Seite 2 von 70 

 

Sodann geht die Bürgermeisterin auf die Tagesordnung über. 

 

Tagesordnung: 
1. Begrüßung, Beschlussfähigkeit, Protokoll 

2. Bericht der Bürgermeisterin 

3. Bericht Bauausschuss 

4. Bericht Kulturausschuss 

5. Bericht Umweltausschuss 

6. Bericht Sozial- und Familienausschuss 

7. Bericht Wirtschaftsausschuss 

8. Bericht des Prüfungsausschusses vom 16. November 2021 – Kenntnisnahme  

9. Vereinbarung über die Bildung einer Verwaltungsgemeinschaft „Baurechtsverwaltung Pabneukirchen – 

St. Thomas am Blasenstein“ – Beschlussfassung 

10. Änderung Dienstpostenplan – Bildung Verwaltungsgemeinschaft „Baurechtsverwaltung Pabneukirchen – 

St. Thomas am Blasenstein“ – Antrag auf Erteilung aufsichtsbehördliche Genehmigung - 

Beschlussfassung 

11. Festsetzung Hebesätze, Gebühren und Beiträge 2022 – Beschlussfassung 

12. Voranschlag 2022 - Beschlussfassung 

a) Vorbericht 

b) Dienstpostenplan 

c) Mittelfristiger Finanzplan 

d) Höchstbetrag Kassenkredit 

13. Vergabe Kassenkredit ab 01.01.2022 -Beschlussfassung 

14. Annahmebeschluss des Finanzierungsplanes IKD-2021-329432/13-SK vom 15. September 2021 

„Schützenverein – Klubgebäude-Dachsanierung“ – Beschlussfassung 

15. Annahmebeschluss des Finanzierungsplanes IKD-2020-151380/10-Rei vom 19. Mai 2021 

„Schulkomplex – Sanierungsmaßnahmen (Mauer und Geländer)“ – Beschlussfassung 

16. Kanal BA. 07 – Landesförderung als Darlehen – Beschlussfassung Darlehensaufnahme und Schuldschein 

17. Kanal BA. 07 und 08 – Darlehensaufnahme – Vergabe 

18. Mitgliedschaft im Verein LAG Perg-Strudengau für die EU-Förderperiode 2023 – 2027 im Rahmen der 

LEADER-Bewerbung – Beschlussfassung 

19. Dienstbarkeitsvereinbarung Marktgemeinde Pabneukirchen und Frau Dipl.-Ing. Elisabeth 

Rumetshofer/Frau Dipl.-Ing. Dr. Hildegard Rumetshofer – Beschlussfassung 

20. Vorvertrag Grundankauf neuer Standort ASZ Pabneukirchen 

21. Neue Vereinbarung (Satzung) Wegeerhaltungsverband Unteres Mühlviertel – Beschlussfassung 

22. Antrag Güterwegeerhaltungsverband straßenrechtliche Dauerbewilligung gemäß § 90 und Verordnung 

gemäß § 43 der StVO 1960 i.d.g.F. – Beschlussfassung 

23. Antrag auf Übertragung baubehördlicher Kompetenzen an Bezirkshauptmannschaft (Gewerbeverfahren) 

– Beschlussfassung 

24. Änderung Flächenwidmungsplan Nr. 3 / Änderung Nr. 3.13 – „Hinterleitner“ (Markt-Süd) – 

Grundsatzbeschluss 

25. Grundverkauf und Auflassung öffentliches Gut Josef Pilz – Grundsatzbeschluss 

26. KEM – Klima und Energie Modellregion Perg – Information und Beschlussfassung 

27. Allfälliges 

 

Zu TOP. 1.) Begrüßung, Beschlussfähigkeit, Protokoll 
 

Die Bürgermeisterin begrüßt die anwesenden Mitglieder zur Gemeinderatssitzung. Sie stellt die Be-

schlussfähigkeit fest. Das Protokoll der letzten Sitzung liegt noch während der Sitzung für die Ge-

meinderatsmitglieder zur Einsichtnahme auf und gilt nach Ablauf der Sitzung als genehmigt. 
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TOP. 2.) Bericht der Bürgermeisterin 
 

Die Bürgermeisterin verweist auf viele Punkte in der Tagesordnung und daher wird ihr Bericht eher 

kurz ausfallen. 

 

Stellenausschreibungen: 

Wie bereits öffentlich kundgemacht und im Gemeindejournal sowie auf der Gemeindehomepage aus-

geschrieben, gibt es 2 nachzubesetzende Stellen: 

• Reinigungskraft für das Gemeindeamt im Ausmaß von 8 Wochenstunden 

• Karenzvertretung für die allgemeine Verwaltung im Ausmaß von 15 Wochenstunden 

Die Bitte ergeht auch an alle Gemeinderäte um Bewerbung dieser Dienstposten, die Bewerbungsfrist 

läuft bis Mitte Jänner 

 

Gemeindetraktor: 

Der Gemeindetraktor ist bereits seit 29. November 2021 im Einsatz, quasi kurz von den ersten Räu-

meinsätzen für den Winterdienst. Er hat bereits über 120 Betriebsstunden geleistet und die Mitarbeiter 

sind sehr zufrieden. 

 

Community-Nursing: 

Die Bürgermeisterin berichtet, dass seitens des Gesundheitsministeriums eine Ausschreibung über 

eine Aktion gestartet wurde, wo der Verbleib der älteren Generation so lange wie möglich zu Hause 

ermöglicht werden sollte. Es handelt sich um eine Unterstützung der bereits bestehenden Angebote 

des Roten Kreuzes und es werden 150 Pilot-Projekte genehmigt, wo auch der SHV Perg eine Bewer-

bung eingereicht hat für die nordöstlichen Gemeinden des Bezirkes (St. Thomas am Blasenstein, 

Pabneukirchen, St. Georgen am Walde und Dimbach). Es ist noch offen, ob der SHV Perg den Zu-

schlag bekommt, das wird im Frühjahr 2022 entschieden. 

 

Sitzungspläne: 

Die Bürgermeisterin verweist auf den aufliegenden Sitzungsjahr für das nächste Jahr 2022. Die Ge-

meinderatssitzungen sind jeweils Donnerstag angedacht und jeweils 1 ½ Wochen vorher werden die 

Gemeindevorstandssitzungen angesetzt. Sie bittet die Ausschussobleute die Ausschusssitzungen 

dementsprechend auszurichten, dass die Vorberatungen zeitgereicht vor den GR-Sitzungen erfolgen. 

 

 

TOP. 3.) Bericht Bauausschuss 
 

Bauausschussobmann GV. DI Florian Kloibhofer berichtet über die letzte Sitzung am 02. November 

2021. 

 

Auflassung öffentl. Gut Parz. Nr. 3325 (tw.) KG Pabneukirchen – Stefan Pilz vlg. Oberfellner: 

Herr Stefan Pilz hat einen Antrag auf Auflassung des Güterweges (öff. Gut) eingebracht. Nach Bera-

tung im Bauausschuss wurden Herrn Pilz sämtliche Bedenken über die Auflassung des öffentlichen 

Gutes mitgeteilt, zwischenzeitlich gab es diesbezüglich jedoch noch keine Rückmeldung. Sobald dies 

der Fall ist, werden die weiteren Schritte beraten. 

 

Auflassung öffentl. Gut Parz. Nr. 231 KG Pabneukirchen - Josef Pilz 

Es wird auf TOP. 25 verwiesen, wo dieses Thema detaillierter besprochen wird. 

 

Straßensanierungen 2022 

Im Sommer gab es eine Befahrung der Gemeindestraßen und in weiterer Folge eine Zustandsklassi-

fikation. Weitere Entscheidungen können diesbezüglich erst nach Vorliegen diverser Kostenrahmen 

und Budgetmöglichkeiten getroffen werden. 
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Baulandsicherungsvertrag Manner/Öllinger-Ebner FLÄW 3.10: 

Der Grundsatzbeschluss für die Wohngebietserweiterung wurde bereits gefasst und diesbezüglich 

wird in den nächsten Gemeinderatssitzungen zu beschließen werden. Grundsätzlich hat sich nicht 

recht viel zu den anderen Baulandsicherungsverträgen geändert. 

 

Zubau Sozialräume Bauhof: 

Es soll ein Gebäude mit rd. 7 * 7 m zwischen dem bestehenden Garagengebäude und der Geräteremise 

angebaut werden. Es werden aktuell die Angebote eingeholt und weitere Schritte in den nächsten 

Sitzungen behandelt. 

 

Amtshaussanierung/Neubau: 

Es wurde kurz über den derzeitigen Verfahrensstand berichtet und diverse Punkte wurden durchbe-

sprochen. Es wird sich demnächst das damit betraute Gremium aus Gemeindevorstand und Bauaus-

schuss mit dem Thema intensiver befassen. 

 

Änderung Flächenwidmungsplan Nr. 3 / Änderung Nr. 3.13 – „Hinterleitner“ (Markt-Süd) 

Näheres dazu gibt es im TOP. 24. 

 

TOP. 4.) Bericht Kulturausschuss 
 

Kulturausschussobmann GV Ing. Mag. Josef Lumetsberger berichtet über die letzte Sitzung am 19. 

Oktober 2021, wo relativ ambitionierte und euphorische Planungen im Herbst besprochen wurden, 

was leider aufgrund der 4. Welle der Corona-Pandemie relativ bald verworfen hat werden müssen, 

speziell in Hinsicht auf Vereinsleitertreffen und Weihnocht im Woid. Das Vereinsleitertreffen wurde 

auf das Frühjahr verschoben. Weihnocht im Woid wäre auf jeden Fall für das nächste Jahr am Sams-

tag, 03. Dezember 2022 geplant. 

 

Überlegungen des Kulturausschusses für mögliche Projekte nächstes Jahr bzw. in der neuen Periode: 

• Faschingsumzug am Sonntag, 27. Februar 2022 

• Maibaum aufstellen am Sonntag, 01. Mai 2022 

• Ferienpassaktion – ist in organisatorischer Hinsicht bereits ein Selbstläufer 

• Blumenschmuckaktion in Kooperation mit der Ortsbauernschaft 

• Gemeindeehrung – neben den ausgeschiedenen Gemeinderäten sollen auch die Vereine ange-

schrieben werden, um Ehrungen einzureichen (ist für Sommer geplant) 

• Veranstaltungsreihe verschiedener Veranstaltungen an verschiedenen Orten unter gemeinsa-

mer Bewerbung, möglicher Titel wäre ev. „Kultursommer Pabneukirchen“: 

o Filmabend 

o Theaterabend 

o Veranstaltung am Freibadareal 

o Veranstaltung in den Holzwelten 

o Großes Vereinsfest als überparteiliche Veranstaltung mit der Marktgemeinde (Kultur-

ausschuss) als Veranstalter, womit ein neutrales Mitwirken aller Pabneukirchner Ver-

eine ermöglicht wird 

• Vereinsleitertreffen im Herbst 

• Weihnocht im Woid am 03. Dezember 2022 

• Neuauflage des Heimatbuches – Es gibt bereits Anregungen von Robert Zinterhof, da er in 

der Heimatforschung sehr aktiv ist. Er würde bei der Neuauflage gerne Mitwirken und den 

gesamten Vereinsteil übernehmen. Ebenso hätte sich bereits Herr Kons. Karl Leitner bereit 

erklärt, an dem Projekt mitzuwirken. Auch im aktuellen Gemeindejournal ist bereits ein Auf-

ruf an die Vereine gerichtet, die Vereinschroniken an die Gemeinde zu übermitteln. Das alte 

Heimatbuch ist bereits über 30 Jahre alt und dementsprechend hat es extrem viele Entwick-
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lungen in den Vereinen und Institutionen gegeben. Der Kulturausschuss übernimmt die Ge-

samtkoordination. Die neue Gemeindechronik sollte allen ortsansässigen Pabneukirchen aber 

auch den verzogenen Pabneukirchen, sowie Jungbürgern und Zugezogenen zur Verfügung 

gestellt werden. Dementsprechend wird sich auch die Auflage gestalten. 

 

GR Leopold Enengl erkundigt sich über die Einreichfrist hinsichtlich der Gemeindeehrungen. KA-

Obmann Ing. Mag. erklärt, dass die Ausschreibung der Gemeindeehrungen ehestmöglich im neuen 

Jahr stattfinden wird, sobald ein Termin für die Gemeindeehrungen fixiert wurde. Darauf aufbauend 

wird sich eine Kulturausschusssitzung mit den eingebrachten Ehrungsanmeldungen befassen und dies 

dann dem Gemeinderat zur Beschlussfassung vorgelegt. Einreichungen sind grundsätzlich jederzeit 

möglich und die Ehrungsmodalitäten sind auf der Gemeindehomepage veröffentlicht. Die Bürger-

meisterin regt an, dass vorab bereits eine Information an die Vereinsleiter über die geplanten Ehrun-

gen ausgesendet werden sollte und im nächsten Gemeindejournal bekannt gemacht wird. 

 

TOP. 5.) Bericht Umweltausschuss 
 

Umweltausschussobmann Gebhard Prandstätter berichtet, dass es zwischenzeitlich keine Sitzung 

gab, da es terminlich nicht möglich war. Geplant ist eine Umweltausschusssitzung für Ende Jänner 

bzw. Anfang Februar. Derzeit sind eher keine Anfragen oder Anliegen für den Umweltbereich vor-

handen. Die Kanalerweiterungsprojekte liegen derzeit eher auf Eis. 

 

Die Bürgermeisterin berichtet, dass es ein Gespräch mit Frau Kastner (Holzhäuser) gab und im Na-

men aller involvierten Nachbarn gibt es definitiv kein Interesse an einer Genossenschaftslösung. Eine 

Erweiterung ist aus wirtschaftlicher Sicht äußerst problematisch und muss im Frühjahr neu aufgerollt 

werden. 

 

Umweltausschussobmann Gebhard Prandstätter erklärt, dass einige andere zusätzliche Punkte zu be-

sprechen wären, wie bspw. ASZ-Neubau, Sanierungsmaßnahmen in der Kläranlage in Abstimmung 

mit dem Bauausschuss. Dies sollte vorab noch abgeklärt werden, in welchem Ausmaß der Umwelt-

ausschuss hier mitbetraut wird. Die Koordination soll über VB Michael Schickermüller vom Gemein-

deamt abgewickelt werden. 

 

Zu TOP. 6.) Bericht Sozial- und Familienausschuss 
 

Sozial- und Familienausschussobmann Vz.-Bgm. Manfred Nenning berichtet über die beiden Sitzun-

gen vom 19. Oktober 2021 und vom 07. Dezember 2021, wobei die Dringlichkeit der ersten Tages-

ordnungspunkte durch die Neuvergabe von Wohnungen im Betreubaren Wohnen durch die WSG 

gegeben war. 

 

Betreubares Wohnen: 

Bei der Ersten Sitzung war die Wohnung von Hrn. Steindl (Tremetsberger) nach dessen Ableben zu 

vergeben und hier fiel die Entscheidung auf dessen Lebensgefährtin Frau Stefanie Brandstätter. 

In der Zweiten Sitzung wurde die Wohnung von Hrn. Kubicek nach dessen Ableben an Herrn Rein-

hold Schöller vergeben. Es wurden alle gelisteten Interessenten kontaktiert und nach Abwägung im 

Familienausschuss beide Vergaben einstimmig beschlossen. Auch die SPÖ-Fraktion wurde beratend 

in Person von Walter Prandstätter zu den Sitzungen hinzugezogen und war ebenso mit dieser Vor-

gangsweise einverstanden. 

 

Kinderspielplatz: 

Weiters war auf der Tagesordnung das Thema Sanierung und Erweiterung Familienspielplatz. Hierzu 

gibt es einige Fotos im Amtsvortrag. Es wurden bereits die Geräte aufgestellt, ebenfalls das Eingang-

sportal. Einzig die Aufständerungen für die Seilbahn waren noch nicht vorhanden. Die Sanierung 

dieses Teiles ergab sich erst, als die Seilbahn abgebaut wurde, da erst hier ersichtlich wurde, dass die 
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Baumstämme bereits zu desolat sind. Geplant wäre vorher lediglich eine einbetonierte Aufständerung 

gewesen, es sind diese Holzstämme jedoch auch komplett zu erneuern. Diese Stämme wurden letzten 

Montag errichtet und scheinbar haben die Bauhofkollegen heute die Installation fertig gestellt. 

 

Weiterer Punkt ist auch die Erweiterung in platztechnischer Hinsicht gewesen, da die Pfarre an die 

Gemeinde herangetreten ist, dass die Pfarrbeete im unmittelbar angrenzenden Bereich zum Spielplatz 

seitens der Pfarre nicht mehr benötigt wurde. Es gab hier noch einen Großangriff in der letzten abge-

laufenen Periode unter damaligen Familienausschussobmann Leopold Enengl und unter Mithilfe von 

einigen Jugendlichen und Ferialpraktikant Samuel Palmetshofer wurde versucht, dem bestehenden 

Wildwuchs Herr der Lage zu werden. Im Anschluss daran wurde das Areal per Bagger neugestaltet 

und abgezogen, damit die Gestaltung einen Sinn macht. 

Der Zaun ist im Frühjahr noch herzustellen. Wenn alles fertig gestellt ist, ist seitens des Familienaus-

schusses ein kleines Neueröffnungsfest geplant, welches durchaus im Zuge einer Ferienpassaktion 

stattfinden könnte. 

Auch das Schild beim Eingangsportal ist noch zu installieren. Hier wurden 3 Firmen kontaktiert: Fa. 

Glinßner und Frau Gassner aus Pabneukirchen und Fa. Hiro aus Bad Kreuzen und 2 Angebote (Fa. 

Glinßner ohne Entwurf und Frau Gassner mit Entwurf) sind eingegangen. Der Entwurf von Frau 

Gassner war nicht ganz Zufriedenstellend und wurde hier eine Nachbesserung angefordert, damit die 

Grafik etwas kindergerechter ausgestaltet wird. Neben dem Schild beim Eingangsportal wäre auf 

Anregung von GR Helmut Leonhartsberger auch der Wegweiser im Markt bei der Landesstraße Rich-

tung Kirchenberg dementsprechend gestalterisch anzupassen. 

 

Jugendtaxi: 

Es gibt zwischenzeitlich eine eigene Jugendtaxi-App, welche bereits im Bezirk Vöcklabruck im Ein-

satz ist. Das Land Oberösterreich hat nun bekannt gegeben, dass dieses Konzept auch auf weitere 

Gemeinden in Oberösterreich ausgerollt wird. Es wird Kontakt zu anderen Gemeinden im Bezirk 

Perg aufgenommen und hier gibt es bereits erste Signale, dass mehrere Gemeinden im Bezirk Inte-

resse an dieser Konzeptionierung haben. Es haben sich auch schon zwei im Bezirk Perg ansässige 

Busunternehmer bereit erklärt, in dieses Programm einsteigen zu wollen. Hinsichtlich Kosten für 

diese App gibt es eine Aufteilung zwischen Land und Gemeinde. Es wird in der nächsten Bürger-

meisterkonferenz eine Projektvorstellung geben. Nähere Informationen gibt es dann nach dieser Pro-

jektvorstellung. 

 

1. Hilfe-Kurs für Senioren: 

Auf Anregung von GR Hildegard Payreder wurde Kontakt mit dem Gemeindearzt Dr. Volker Sinn-

mayer Kontakt aufgenommen, wo ein dementsprechender Kurs speziell abgestimmt auf Anforderun-

gen für Senioren (bspw. zur Versorgung von Verletzungen von kleinen Kindern, welche bei der Be-

treuung auftreten) konzeptioniert wird. Eine Anfrage beim Roten Kreuz ergab bereits die Rückmel-

dung, dass Frau Sarah Mayer aus Pabneukirchen einen solchen Kurs betreuen könnte und sie mit 

einer derartigen Konzeptionierung betraut wird. Im Frühjahr könnte mit einem Kurs begonnen wer-

den. 

 

Stützpunkt Rotes Kreuz in St. Georgen am Walde: 

Der Rotkreuz-Stützpunkt in St. Georgen am Walde sucht dringend freiwillige Helfer. Sie haben jede 

Menge Uniformen zur Verfügung und bitten auch um Bewerbung in Pabneukirchen. An manchen 

Tagen kann kein Stützpunktbetrieb mehr durchgängig gewährleistet werden. 

 

GR Leopold Enengl erklärt, dass er sich über die Erweiterung und Sanierung des Kinderspielplatz 

besonders freut und bemerkt, dass nunmehr schon ein vermehrt reges Treiben herrscht. 

 

Zu TOP. 7.) Bericht Wirtschaftsausschuss 
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Wirtschaftsausschussobmann Karl Holzweber berichtet über eine Sitzung des Wirtschaftsausschus-

ses am 06. Dezember 2021. 

 

Breitbandinternetmast am Feuerwehrgebäude Pabneukirchen: 

Die Firma Liwest plant einen Breitbandinternetmast auf dem Schlauchturm des FF-Gebäudes Pab-

neukirchen zu installieren. Der Vorteil wäre speziell für die Bevölkerung im Markt bzw. im Richtfunk 

im Umkreis von rd. 5 km eine Versorgung mit schnellem Internet per Funk, wo keine Versorgung 

mit Glasfaser möglich ist. Das FF-Kommando ist bereits in die Thematik involviert. Lt. Telekommu-

nikationsgesetz müsste die Fa. Liwest nicht fragen, wird jedoch, um Unklarheiten und Fragen aufzu-

klären, am 14. Jänner 2022 von 10 – 18 Uhr eine Informationsveranstaltung am Gemeindeamt abhal-

ten. Einladung und Ausschreibung erfolgt durch die Fa. Liwest. 

 

Handymast der Fa. Drei: 

Auch die Fa. Drei plant einen zusätzlichen Handymast im Bereich Wetzelsberg beim Unter-Buchber-

ger zu errichten. Hier ist grundsätzlich die Gemeinde auch nicht zuständig und wurde nur informativ 

über das geplante Vorhaben aufgeklärt. Es folgen noch Gespräche mit den Grundeigentümern. Ge-

gebenenfalls wird eine Änderung des Flächenwidmungsplanes erforderlich werden. 

 

Mühlviertler Alm: 

Diskutiert wurde, ob nicht noch eine bessere Vernetzung mit der Mühlviertler Alm angedacht werden 

könnte. Pabneukirchen ist bereits Mitglied in touristischer Hinsicht bei der Mühlviertler Alm, jedoch 

hinsichtlich Leader ist Pabneukirchen bei der Leaderregion Strudengau. 

 

Ortsbrunnen: 

Es wurde diskutiert, ob im Zuge des Amtshausneubaues bei der Vorplatzgestaltung eventuell auch 

ein neuer Ortsbrunnen mitgeplant werden könnte. Beim bestehenden Platz ist die Situierung nicht 

ganz optimal. 

 

GR Christian Steindl erkundigt sich hinsichtlich der Thematik Mühlviertler Alm, was hier genau der 

Diskussionsgrund war. GR Karl Holzweber erklärt, dass weil die Raiffeisenbank Pabneukirchen nun 

Teil der Raiffeisenbank Mühlviertler Alm ist, ob nicht auch die Gemeinde in touristischer Hinsicht 

noch mehr Richtung Mühlviertler Alm tendieren sollte hinsichtlich Reitwegenetz und Werbungsmaß-

nahmen für diverse Veranstaltung wie bspw. Weihnachtsmarkt. GR Christian Steindl erklärt, dass 

Pabneukirchen ohnehin zum Tourismusverband Mühlviertler Alm aus diesen Gründen bereits dazu 

gegangen ist. GV Ing. Mag. Josef Lumetsberger erklärt, dass hier eher die Bewerbungsschienen eher 

Richtung Mühlviertler Alm gelenkt werden, quasi eine andere Aufmachung als „Am Dach des Stru-

dengaues“. Leaderregion Strudengau hat mit diesem Thema grundsätzlich nichts zu tun. 

 

GR Leopold Enengl erkundigt sich, ob es richtig ist, dass die Gemeinde vom Reitwegenetz Gelder 

für Sanierungsmaßnahmen an nicht befestigten Schotterwegen bekommt. GR Karl Holzweber bestä-

tigt dies. GR Leopold Enengl erklärt, dass bei seinem Nachbarn (Steinkellnergut) ein Reitweg besteht, 

der ziemlich ausgeschwemmt ist. Dieser sollte saniert werden. Die Bürgermeisterin erklärt, dass diese 

Wege aufgenommen werden müssen. Seitens Pabneukirchen ist hierfür Josef Kastenhofer für das 

Reitwegenetz zuständig und es gibt auch hier Bereisungen. Die desolaten Wege müssen allerdings 

verständlicherweise der Gemeinde auch gemeldet werden. Bisher wurde hier noch nichts eingemel-

det. 

 

GR Christian Steindl erkundigt sich, ob dies bei den öffentlichen Wegen für Sanierungsmaßnahmen 

auch von jemanden aufgenommen werden muss, wenn ein Bedarf besteht. Die Bürgermeisterin er-

klärt, dass es gut ist, wenn diese Stellen eingemeldet werden, weil die Bauhofmitarbeiter nicht alle 

Wege eigenständig kontrollieren können. Der Weg ist folgendermaßen, dass ein Sanierungsbedarf an 

die Gemeinde gemeldet wird, dies dann von den Bauhofmitarbeitern besichtigt wird und dann wird 

dies an den Polier des Güterwegeerhaltungsverbandes weitergemeldet, da für die Einreichung beim 
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Katastrophenfonds eine Kostenschätzung von einer befugten Stelle (WEV oder Straßenmeisterei) 

beigelegt werden muss. Heuer war es nach den Unwettern relativ umfangreich, wo eine Menge an 

Wegen bereits direkt von den Bauhofmitarbeitern zur Sanierung priorisiert wurden. Bei anderen ein-

gemeldeten desolaten Wegen wird dann umgehend ein Lokalaugenschein gemacht. GR Leopold 

Enengl erklärt, dass der Weg relativ eben ist und nicht von Unwetterregen ausgeschwemmt wird, 

sondern von Haus aus relativ schlecht ist. Zudem sollte die Wegtrasse einmal ausgeschnitten werden. 

Es dürfte schon auch das Ziel des Grundstückseigentümers sein, dass hier niemand mehr fahren oder 

reiten kann. Die Bürgermeisterin erklärt, dass für das Ausschneiden grundsätzlich die Grundbesitzer 

selbst zuständig sind. Wird dies nicht gemacht, muss die Gemeinde darauf hinweisen. Dieser Reitweg 

wird demnächst besichtigt und das weitere Vorgehen abgeklärt. 

 

Zu TOP. 8.) Bericht des Prüfungsausschusses vom 16. November 2021 - Kennt-

nisnahme 

 
Die Bürgermeisterin bittet den PA-Obmann GR Leopold Enengl um den Vortrag des Protokolls vom 16. 

November 2021. Dieser bringt das Protokoll dem Gemeinderat vollinhaltlich zur Kenntnis. 

 

GV Kurt Steindl regt hinsichtlich der Stromkosten an, dass bei einem Amtshausneubau jedenfalls 

auch die Installation einer Photovoltaik-Anlage angeregt werden soll, um den steigenden Stromkosten 

entgegen zu wirken und den Stromeigenbedarf durch eigene Anlagen abdecken zu können. Es wird 

angeregt, diese Möglichkeit im Bauausschuss anzusehen und diverse Fördermöglichkeiten abzuste-

cken. GR Leopold Enengl ergänzt, dass diesbezüglich auch noch unter TOP 26: KEM – Klima und 

Energie Modellregion Perg näher eingegangen wird. Bei einem Beitritt zu dieser Modellregion könn-

ten unter Umständen höhere Fördermöglichkeiten lukriert werden. Die Bürgermeisterin bestätigt, 

dass dieses Programm bereits im Gemeindevorstand vorbesprochen wurde und auch später unter TOP 

26 behandelt wird. 

 

GV Ing. Mag. Josef Lumetsberger fragt hinsichtlich der einzelnen Energietarife nach, ob hier länger-

fristige Verträge vereinbart wurden. GR Leopold Enengl erklärt, dass es sich um Lieferverträge im-

mer für die jeweils nächsten beiden Jahre handelt. AL Mag. Erwin Haderer bestätigt, dass für die 

nächsten beiden Jahre 2022 – 2023 ein Fixtarif mit der Fa. Elektor-Ebner vereinbart wurde. Es wurde 

im Zuge der Voranschlagserstellung versucht, andere Angebote einzuholen, wobei von den 4 zusätz-

lichen Anbietern keine Rückmeldung abgegeben wurde. Es gibt quasi keine Fixtarife in dieser Zeit 

in diesem Marktbereich. Die Preiserhöhung der Fa. Elektro-Ebner beträgt für 2022 rund 1/3 des Ta-

rifes von 2021. GV Ing. Mag. Josef Lumetsberger erkundigt sich, ob diese Preiserhöhung bereits 

eingepreist wurde, worauf AL Mag. Erwin Haderer bestätigt, dass die Budgetwerte bereits dement-

sprechend angepasst wurden. Die Bürgermeisterin erklärt, dass nach Rücksprache mit anderen Un-

ternehmen die Marktgemeinde Pabneukirchen mit diesen Preiserhöhungen noch gut bedient ist. Es 

war bereits die Rede von über 200 % Preissteigerung. Hier zeigt sich das Potential von kleineren 

regionalen Anbietern. 

 

GR Leopold Enengl erklärt, dass viele größere Anbieter in der Vergangenheit preislich sehr tief in 

den Markt hineingegangen sind und nun können diese Anbieter diese günstigen Preise nicht halten 

und nun kündigen viele Private wieder die Tarife bei diesen Anbietern. 

 

Beschluss des Gemeinderates:  
Auf Antrag von Bgmin. Barbara Payreder nimmt der Gemeinderat einstimmig durch Handerheben 

den Bericht des Prüfungsausschusses vom 16. November 2021 zur Kenntnis. 
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Zu TOP. 9.) Vereinbarung über die Bildung einer Verwaltungsgemeinschaft 

„Baurechtsverwaltung Pabneukirchen – St. Thomas am Blasenstein“ – Beschluss-

fassung 
 

Die Bürgermeisterin erklärt, dass der Gemeinderat bereits in der Vergangenheit einen 

Grundsatzbeschluss für die Bildung einer Verwaltungsgemeinschaft „Baurechtsverwaltung 

Pabneukirchen – St. Thomas am Blasenstein“. VB Michael Schickermüller hat zeitweise bereits 

vertretungsmäßig das Bauamt in St. Thomas am Blasenstein mitbetreut, ebenfalls waren auch schon 

Vertretungstätigkeiten in Bad Kreuzen notwendig. Bad Kreuzen hat sich jedoch zwischenzeitlich 

aufgrund einiger personeller Änderungen wieder anderweitig orientiert und möchte an dieser 

Kooperation derzeit nicht teilnehmen. Die Vereinbarung enthält aber dezidiert die Klausel, dass die 

Gemeinschaft jederzeit erweiterbar hinsichtlich des Bauamtes ist, aber auch Gemeinschaften in 

anderen Verwaltungsbereichen möglich und denkbar sind. Es kann durch Pensionierungen und 

anderen personellen Änderungen oft kurzfristig zu unkalkulierbaren Engpässen kommen. Die 

Dienstpostenpläne in kleineren Gemeinden geben hier leider nicht genug verfügbare Ressourcen her. 

Auch vom Knowhow her ist es einfacher, wenn nicht nur Teilzeitkräfte mit diesen wichtigen 

Themenbereichen betraut sind, sondern Vollzeitkräfte. Am Gemeindeamt Pabneukirchen konnten 

durch diverse Umstrukturierungen Synergieeffekte geschaffen werden und dementsprechend konnte 

auch im Bereich des Bauamtes etwas an Potential für diese Verwaltungsgemeinschaft geschaffen 

werden. Die Vereinbarung ist bereits mit der Aufsichtsbehörde abgestimmt und seitens der IKD 

abgesegnet. Ebenfalls wurde der Bereich bereits im Vorstand durchbesprochen und für gut befunden. 

Die Marktgemeinde St. Thomas am Blasenstein hat diese Vereinbarung in der letzten 

Gemeinderatssitzung vergangene Woche gleichlautend besprochen. 

 

Vereinbarung 

Über die Bildung der Verwaltungsgemeinschaft 

„Baurechtsverwaltung Pabneukirchen – St. Thomas am Blasenstein“ 
 

1.) Gegenstand der Vereinbarung 

Die Marktgemeinde Pabneukirchen und die Marktgemeinde St. Thomas am Blasenstein bilden auf-

grund der Beschlüsse der Gemeinderäte, mit Wirkung vom 1. Jänner 2022 eine Verwaltungsgemein-

schaft gemäß § 13 Oö. Gemeindeordnung 1990 idgF, zur Führung einer gemeinsamen Baurechtsver-

waltung in gewissen Teilbereichen, welche im Speziellen die Abwicklung der Bauverfahren, wie in 

Pkt. 3 erklärt, umfassen wird. 

 

2.) Bezeichnung und Sitz 

Die Verwaltungsgemeinschaft trägt die Bezeichnung „Baurechtsverwaltung Pabneukirchen – St. 

Thomas am Blasenstein“ (in weiterer Folge kurz: Baurechtsverwaltung). 

 

Der Sitz der Verwaltungsgemeinschaft ist die Marktgemeinde Pabneukirchen. 

 

3.) Aufgaben 

Die Baurechtsverwaltung dient der gemeinsamen Abwicklung bei Bauverfahren und der Bauverwal-

tung. Das sind insbesondere folgende Aufgaben: 

• Bauansuchen 

• Bauanzeigen 

• Bauverhandlungen 
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• Baubewilligungen 

• Baukontrollen 

• Baupolizeiliche Angelegenheiten 

• Abbruchsverfahren 

• Grundteilungsbewilligungen 

• Grundverkehrsrechtliche Bestätigungen 

• Grundstücksverwaltung 

• Adress-GWR-Online 

• Gewerbeverhandlungen 

 

Die Bearbeitung von Themen der Raumordnung und Raumplanung (wie bspw. die Bearbeitung vom 

Örtlichen Raumordnungskonzept und von Flächenwidmungsplänen bzw. Bebauungsplänen) sowie 

diverse Stellungnahmen zu verwaltungsgerichtlichen Bauverfahren oder Beschwerdeverfahren und 

Feuer- und Straßenpolizeiliche Angelegenheiten werden von dieser Verwaltungsgemeinschaft nicht 

betreut und verbleibt im jeweiligen eigenständigen Kompetenzbereich der Gemeinde. Auch die Ge-

bührenhoheit (Berechnung und Vorschreibung von Anschluss- und/oder Benützungsgebühren) wird 

von dieser Verwaltungsgemeinschaft nicht tangiert. 

 

Ebenso kann eine gegenseitige Unterstützung aller Verwaltungsbeamten in allen Agenden der Bau-

rechtsverwaltung durchgeführt werden, unbeschadet davon ist Pabneukirchen der Sitz der Verwal-

tung. 

Die Baurechtsverwaltung führt die Vor- und Nachbearbeitung der Bauverfahren durch. Die Erstellung 

der Bescheide sowie Kenntnisnahme von anzeigepflichtigen Bauvorhaben erfolgt durch die Bau-

rechtsverwaltung. Behörde bleibt die jeweilige Bürgermeisterin / der jeweilige Bürgermeister. 

 

4.) Geschäftsführung 

Die gemeinschaftliche Geschäftsführung erfolgt im Marktgemeindeamt Pabneukirchen. Sämtliche 

Erledigungen und Akte werden, soweit möglich, elektronisch geführt. Alle nicht digitalisierten Akte 

und Archive werden für die Bearbeitung in die Baurechtsverwaltung übersiedelt. Archive, welche 

bereits digitalisiert wurden, können in den einzelnen Gemeindeämtern verbleiben. Die Geschäfte der 

Baurechtsverwaltung werden von den für die gemeinsame Baurechtsverwaltung angestellten Be-

diensteten aller Gemeinden gemeinschaftlich wahrgenommen. 

 

5.) Dienst- und Besoldungsrecht 

 

In dienst-, besoldungs- und pensionsrechtlichen Angelegenheiten von Bediensteten, die für die Bau-

rechtsverwaltung tätig werden, entscheidet die Marktgemeinde Pabneukirchen im Rahmen des 

Dienstpostenplans. Die Auswahl der in der Baurechtsverwaltung tätigen Personen erfolgt durch die 

Marktgemeinde Pabneukirchen. Es ist nach Möglichkeit das Einvernehmen mit den sonstigen betei-

ligten Gemeinden herzustellen; die Rechte und Pflichten der Marktgemeinde Pabneukirchen als 

Dienstgeber bleiben durch diese Regelung jedoch unberührt. Der Personalbeirat der Marktgemeinde 

Pabneukirchen erstattet einen Vorschlag an den Gemeinderat als Entscheidungsorgan der Marktge-

meinde Pabneukirchen (Ausnahme leitende Funktionen). Zu diesen Personalbeiratssitzungen kön-

nen die Bürgermeister der beteiligten Gemeinden als Auskunftspersonen mit beratender Stimme 

beigezogen werden (vgl. § 15 Abs. 4 Oö. GDG 2002), wozu ein Beschluss des Personalbeirates erfor-

derlich ist. 
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Als Dienstort im Sinn des räumlichen Tätigkeitsbereiches der gegenständlichen Verwaltungsgemein-

schaft wird das Gemeindegebiet der Gemeinden Pabneukirchen und St. Thomas am Blasenstein zu-

sammen definiert. 

 

6.) Amtsausstattung 

Die erforderliche Amtsausstattung (Möblierung, EDV, etc.), welche zum Betrieb der Baurechtsver-

waltung erforderlich ist, wird von der Marktgemeinde Pabneukirchen eingebracht bzw. bei Tätigkei-

ten in St. Thomas am Blasenstein von der Marktgemeinde St. Thomas am Blasenstein. 

Die Marktgemeinden St. Thomas am Blasenstein und Pabneukirchen stellen den in der Baurechts-

verwaltung tätigen Mitarbeitern einen kostenlosen Zugang zu den erforderlichen digitalisierten Da-

ten sowie ebenfalls die Amtsausstattung zur Verfügung. 

 

7.) Kostentragung 

 

Die Berechnungsbasis für die Ermittlung der Personalkosten ist die Höhe des Bruttogehaltes der je-

weiligen Funktionslaufbahnen der jeweiligen Bediensteten in der jeweiligen Gehaltsstufe. Zur Abgel-

tung der Dienstgebernebenkosten werden diesem Bruttogehalt 30% zugeschlagen. 

 

Die Kosten werden nach tatsächlich geleistetem Stundenausmaß (lt. Elektronischer Zeiterfassung) 

abgerechnet. 

 

Es erfolgt eine halbjährliche Abrechnung. 

 

8.) Auflösen der Baurechtsverwaltung 

Das Verfahren bei Auflösung der Baurechtsverwaltung richtet sich nach den § 13 Abs. 3 und 4 der 

Oö. Gemeindeordnung 1990 idgF. Die Auflösung ist der Landesregierung anzuzeigen und wird wirk-

sam, sofern nicht binnen 8 Wochen untersagt wird. Die Auflösung ist zu untersagen, wenn die betei-

ligten Gemeinden nicht in der Lage sind, die bisher gemeinschaftlich besorgte Aufgaben ordnungs-

gemäß allein zu besorgen. Die Landesregierung kann die Baurechtsverwaltung nach Anhörung der 

beteiligten Gemeinden auch gegen ihren Willen auflösen, wenn die ordnungsgemäße Besorgung der 

gemeinschaftlichen Aufgaben nicht gewährleistet ist. 

Die beteiligten Gemeinden vereinbaren, jährlich Evaluierungsgespräche bist 31. Dezember eines je-

den Jahres abzuhalten. Hierüber ist ein Protokoll zu erstellen. 

 

9.) Streitschlichtung 

Zur Schlichtung aller Unstimmigkeiten und Streitigkeiten wird bei und mit Unterstützung des Amtes 

der Oö. Landesregierung ein Schlichtungsversuch zur Erreichung einer gütlichen Einigung durchge-

führt. Sollte eine gütliche Einigung nicht erreicht werden, hat die Landesregierung mit Bescheid zu 

entscheiden. 

 

10.) Erweiterungsmöglichkeiten 

Die Gemeinden behalten sich vor, auch in anderen Verwaltungsbereichen bei Bedarf die Zusammen-

arbeit zu intensivieren (z.B.: bei längeren Krankenständen, Pensionierungen usw.). 
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Die Gemeinden erklären ausdrücklich, dass die Aufnahme weiterer Gemeinden in diese Verwaltungs-

gemeinschaft möglich ist. 

Gemäß den Vorgaben des § 13 Abs. 2 Oö. GemO 1990 ist in diesem Fall eine neue Vereinbarung der 

beteiligten Gemeinden abzuschließen und anzuzeigen. 

 

11.) Einrichtung und Inkrafttreten 

Die Einrichtung dieser Verwaltungsgemeinschaft „Baurechtsverwaltung Pabneukirchen – St. Thomas 

am Blasenstein“ ist der Oö. Landesregierung schriftlich anzuzeigen, und kann ihre Tätigkeit beginnen, 

wenn sie nicht innerhalb von 8 Wochen von der Oö. Landesregierung untersagt wird. Die Vereinba-

rung ist von den beteiligten Gemeinden gemäß § 94 Oö. GemO 1990 kundzumachen (§ 13 Abs. 5. 

GemO 1990). 

 

Diese Vereinbarung wurde in der Sitzung des Gemeinderates der  

 

Marktgemeinde Pabneukirchen am __________________ 

 

 

  ...............................................................  

 Unterschrift der Bürgermeisterin 

 

und der 

 

Marktgemeinde St. Thomas am Blasenstein am ________________ 

 

 

  ...............................................................  

 Unterschrift des Bürgermeisters 

 

GV Ing. Mag. Josef Lumetsberger bestätigt, dass eine solche Verwaltungsgemeinschaft absolut 

begrüßenswert ist, einmal aus Effizienzgründen für die beteiligten Gemeinden und auch aus Sicht des 

Marktgemeindeamtes Pabneukirchen als Aufwertung des Bauamtes und des Standortes 

Pabneukirchen. Die Bürgermeister ergänzt, dass aufgrund der Bildung von Gemeinschaften und 

Kooperationen auch höhere Förderungen durch die Anzapfung des Regionalisierungsfonds möglich 

sind. 

 

Beschluss des Gemeinderates: 
Auf Antrag von Bgmin. Barbara Payreder beschließt der Gemeinderat einstimmig durch Handerheben 

die Vereinbarung über die Bildung einer Verwaltungsgemeinschaft „Baurechtsverwaltung Pabneu-

kirchen – St. Thomas am Blasenstein“. 

 

Zu TOP. 10.) Änderung Dienstpostenplan – Bildung Verwaltungsgemeinschaft 

„Baurechtsverwaltung Pabneukirchen – St. Thomas am Blasenstein“ – Antrag auf 

Erteilung aufsichtsbehördliche Genehmigung - Beschlussfassung 

 

Die Bürgermeisterin erklärt, dass dieser TOP gemeinsam mit dem vorigen TOP 9 zu sehen ist und 

hinsichtlich der Bildung einer Verwaltungsgemeinschaft auch eine Aufwertung des Dienstpostens für 

das Bauamt möglich wird. Die Gesamteinwohnerzahl beträgt zum Stichtag der letzten 

Gemeinderatswahl 2.890 Einwohner (Pabneukirchen 1.837, St. Thomas am Blasenstein 1.053). 
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Dementsprechend kann der bestehende Dienstposten GD 17.5 auf einen Dienstposten GD 15.1 

aufgewertet werden. Großer Vorteil ist auch, dass die beiden Gemeinden nun auch den gleichen 

Bausachverständigen zugewiesen bekommen haben.  

 

 
 

GR Christian Steindl erkundigt sich hinsichtlich der Einstufung bzw. was die Zahl hinter dem Punkt 

bedeutet. AL Mag. Erwin Haderer erklärt, dass dies in der so genannten Oö. Gemeinde-

Einreihungsverordnung normiert ist. GD 17.5 bedeutet Qualifizierter Sachbearbeiter und GD 15.1 

bedeutet Qualifizierter Sachbearbeiter mit teilweiser Referentenfunktion. Hier ist der 

Tätigkeitsumfang für Gemeinden zwischen 2.501 bis 3.500 Einwohner vorgesehen. GR Christian 

Steindl erkundigt sich, ob diese neue Einstufung auch ein Bauhofleiterposten sein könnte, was 

bestätigt wird, lediglich die Zahl hinter dem Punkt ist dementsprechend anders. Es wird angefragt, ob 

dies dann unterschiedlich entlohnt wird. AL Mag. Erwin Haderer erklärt, dass hier die Zahl vor dem 

Punkt als Dienstposten maßgeblich ist. Alle in der GD 15 eingestuften Dienstnehmer bekommen die 

gleiche Entlohnung. 

 

GV Ing. Mag. Josef Lumetsberger erklärt, dass hier die Sinnhaftigkeit der Kooperation 

dementsprechend honoriert wird und diesbezüglich auch die Aufwertung beschlossen werden soll. 

 

Beschluss des Gemeinderates: 

Auf Antrag von Bgmin. Barbara Payreder beschließt der Gemeinderat einstimmig durch Handerheben 

die Änderung des Dienstpostenplanes – Bildung Verwaltungsgemeinschaft „Baurechtsverwaltung 

Pabneukirchen – St. Thomas am Blasenstein“. 

 

Zu TOP. 11.) Festsetzung Hebesätze, Gebühren und Beiträge 2022 – 

Beschlussfassung 

 

Die Bürgermeisterin erklärt das Prozedere, dass die Festsetzung der Hebesätze, Gebühren und 

Beiträge jedes Jahr im Dezember zu beschließen ist, damit diese im nächsten Jahr eingehoben werden 

können. Der vorliegende Vorschlag wurde vom Amt vorgeschlagen und als Grundlage für die 

Erhöhung der Gebühren im Abfallbereich wurden die Ergebnisse vom Jahr 2020 und das 



G:\Daten\AL\GR\Protokolle\Sitzungen 2021\05-16.12.2021_ngProtokoll.docx 
Seite 14 von 70 

hochgerechnete Ergebnis für 2021 in den Vorschlag mit einbezogen. Im Kanalbereich sind die 

Anschlussgebühren ohnehin gebunden an die Landesvorgabe. 
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Aufgrund der Hochrechnung des Ergebnisses im Abfallbereich wird eine Erhöhung der 

Müllgebühren um 4 % empfohlen. Weiters wird für 2022 mit stark steigenden Transport- und 

Entsorgungskosten aufgrund der hohen aktuellen Preissteigerungen gerechnet. Die Erhöhung von 4 

% entspricht der Höhe der derzeitigen Inflation. 

 

Ergänzend wird festgehalten, dass die Bereiche Abfall und Kanal als eigenständiger Betrieb zu sehen 

ist, welcher sich durch eigene Einnahmen selbst finanzieren muss. Beim Abfallsack ist aufgrund einer 

Rundungsdifferenz aufgerundet worden und damit einer verwaltungstechnischen Anregung auf € 

3,00 gerundet worden. Da in der Schule die Nachmittagsbetreuung nun durch Lehrpersonal und 

gemeindeeigenes Personal abgedeckt wird, wurde angeregt, den Beitrag für die 

Nachmittagsbetreuung zwischenzeitlich einzustellen. Diese Kosten werden vom Land gedeckt, 

lediglich die Verwaltungskosten des privaten Rechtsträgers wurden in der Vergangenheit nicht 

übernommen. 

 

GR Walter Prandstätter erkundigt sich über die Kosten im Abfallbereich, ihm erscheint die Höhe von 

rd. € 84.800,-- nicht plausibel. AL Mag. Erwin Haderer erklärt die verschiedenen Positionen unter 

Zuhilfenahme der Aufzeichnungen der gemeindeinternen Rechenwerke. Die Transportkosten 

umfassen die Kosten für die Restmüllabfuhr (Hausabholung) und die Abholung der Biotonnen durch 

den Kompostierer. Aufgrund der Bioabholung durch den externen Dienstleister sind diese Kosten 

gestiegen, jedoch sollten hier Vergütungskosten für Gemeindearbeiter und Gemeindetraktor 

dementsprechend reduziert werden da sich auch die Touren und Fahrten zum Kompostierer um 

einiges verringert haben. GR Walter Prandstätter fragt an, welche Tätigkeiten nun von den 

Bauhofmitarbeitern weiterhin zu tätigen sind. AL Mag. Erwin Haderer führt aus, dass die 

Bauhofmitarbeiter nach wie vor gewisse Tätigkeiten zu übernehmen haben, wie Ausführen von neuen 

Abfalltonnen und Biokübeln sowie Rote Tonnen (neue Siedlungen) und den Transport von Grün- und 

Strauchschnitt zum Kompostierer. Festzuhalten ist, dass der Systemwechsel mit Auslagerung der 

Abholung durch den Kompostierer erst mit März dieses Jahrs gestartet ist. Weiters wird erklärt, dass 

bis zum Monat November bereits alle Personalkosten in der Kalkulation eingepreist wurden und 

dementsprechend sollte auch die Planungssicherheit hinsichtlich des Ergebnisses 2021 ziemlich hoch 

sein.  

 

GV Kurt Steindl erkundigt sich, ob bei den Personalkosten auch die Ausleerung der Mülltonnen am 

Marktplatz beinhaltet. AL Mag. Erwin Haderer erklärt, dass diese Tätigkeiten im Bereich 

Gemeindestraßenerhaltung verbucht werden bzw. als Ortsbildpflege angesehen wird. 
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GR Christian Steindl erklärt, dass die Kosten nicht nur gefühlsmäßig hoch sind, sondern dass dies 

bereits etliche Male Thema im Prüfungsausschuss war und dass bspw. der Transport des Grün- und 

Strauchschnittes zum externen Kompostierer um einiges teurer ist, als wenn dies im eigenen Ort 

organisiert wäre. Die Kosten sind auf jeden Fall vorhanden. 

 

GR Leopold Enengl erkundigt sich über die Kostensteigerung beim Abfallverwertungsbeitrag des 

BAV, ob dies mit der Rayonserweiterung des Holbereiches vor 2 Jahren einhergegangen ist. AL Mag. 

Erwin Haderer erklärt, dass dieser Bereich nichts mit den Abholkosten zu tun hat. Dies wäre eher auf 

den Konten Transportkosten und Entgelte für Sonstige Ausgaben - Abfallverwertung dargestellt, wo 

es keine gravierenden Steigerungen gab. Der hohe Anstieg des Abfallwirtschaftsbeitrages wurde vom 

BAV damals begründet im hohen Wettbewerb im Abfallwirtschaftswesen und der großen 

Verfügbarkeit von neuen Materialien, dementsprechend waren Altstoffe nicht mehr so viel wert. Lt. 

Auskunft des BAV hat es aufgrund der Covid-Krise hier eine Trendumkehr gegeben und Altstoffe 

haben auch wertmäßig wieder ziemlich aufgeholt. Wie sich dies aber konkret auswirken wird, ist 

nach wie vor komplett offen. 

 

GV Kurt Steindl erklärt auch, dass der BAV bei der Umstellung auf die Rote Tonne und den Gelben 

Sack bestätigt hat, dass diese Erweiterungen die Gemeinde kostenmäßig nicht belasten wird, wenn 

schon über den Abfallwirtschaftsbeitrag. 

 

GR Walter Prandstätter erkundigt sich, was mit Verwaltungskostentangente gemeint ist. AL Mag. 

Erwin Haderer führt aus, dass hier die Personalkosten der allgemeinen Verwaltung für die Ausgabe 

der Müllsäcke, der gelben Säcke sowie die Buchführung für Grün- und Strauchschnitt und 

Vorschreibung der Müllgebühren und Ausstellung von Rechnungen abzudecken sind. Weiters wird 

betont, dass für die Gebühren 2021 ein Überschuss postuliert wurde und im Rechnungsabschluss war 

ein Abgang von rd. € 2.600,-- festzustellen. 

 

Die Bürgermeisterin bestätigt, dass es bereits Erkundigungen bei anderen Gemeinden gab und 

teilweise gibt es Preiserhöhungen von 8 %.  

 

GV Kurt Steindl erklärt, dass speziell die letzten Jahre angeregt wurde eine detaillierte Prüfung der 

Jahresergebnisse und der kalkulierten Gebühren vorzunehmen. Voriges Jahr gab es bereits einen 

Abgang und 2021 wurde durch die Neuausrichtung der Bioabfallabholung und Änderung der 

Müllgebühren gegenzusteuern. Da absehbar ist, dass auch 2021 ein geringfügiger Abgang absehbar 

ist und aufgrund der Annahme, dass die Kalkulationen des Gemeindeamtes äußerst gewissenhaft 

berechnet wurde und der Tatsache, dass aufgrund der aktuellen Situation ohnehin alles um einiges 

teurer wird, sollte der heurigen Preiserhöhung zugestimmt werden und nächstes Jahr in der gleichen 

Form wieder neu evaluiert werden. Er empfiehlt seiner Fraktion der Preiserhöhung zuzustimmen und 

empfiehlt der SPÖ-Fraktion, wenn sie sich mit diesem Thema mehr beschäftigen will, dies im 

Prüfungsausschuss zu machen, wo detaillierter jedes Konto durchgestöbert werden kann. 

 

Die Bürgermeisterin führt aus, dass voriges Jahr vereinbart wurde, dass jedes Jahr vor 

Beschlussfassung der Gebühren eine Evaluierung mit Hochrechnung von Echtkosten stattfinden 

muss. Es soll keine generelle indexierte Preissteigerung vollzogen werden, sondern eine 

Preisanpassung geschehen, wo die verschiedenen Bereiche vorher kontrolliert werden. 

 

GV Ing. Mag. Josef Lumetsberger bestätigt, dass die Preiserhöhung von 4 % realistisch ist, da auch 

im abgelaufenen Jahr nun eine Inflationsrate von rd. 4 % konstatiert wurde und des Erhöhung sicher 

vertretbar ist und spricht sich seitens der ÖVP-Fraktion für eine Zustimmung aus. 

 

GR Leopold Enengl erklärt, dass 4 % Preiserhöhung zwar nicht mit den Lohnerhöhungen mithalten 

wird aber er versteht auch, dass schon massive Teuerungen in vielen Bereichen zur Zeit gibt. Er 
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nimmt das Angebot selbstverständlich an, dass der Abfallbereich auch im Rahmen einer 

Prüfungsausschusssitzung genauer unter die Lupe genommen wird, wo detaillierteres Zahlenmaterial 

zur Verfügung steht. Er empfiehlt auch der SPÖ-Fraktion dieser Gebührenerhöhung zuzustimmen, 

damit ein einstimmiger Gemeinderatsbeschluss möglich wird. 

 

Beschluss des Gemeinderates: 

Auf Antrag von Bgmin. Barbara Payreder beschließt der Gemeinderat einstimmig durch Handerheben 

die Festsetzung Hebesätze, Gebühren und Beiträge 2022. 

 

Zu TOP. 12.) Voranschlag 2022 - Beschlussfassung 

a) Vorbericht 

b) Dienstpostenplan 

c) Mittelfristiger Ergebnis- und Finanzplan 2022 – 2026 inkl. 

Prioritätenreihung 

d) Höchstbetrag Kassenkredit 

 

Die Bürgermeisterin führt aus, dass sämtliche Unterlagen inkl. Checkliste über die Einhaltung 

sämtlicher Härteausgleichskriterien an die Mitglieder des Gemeinderates zugesandt wurden. Es 

wurde zwar auch für das 2022 der Härteausgleich ausgesetzt, wobei seitens Gemeindebund bereits 

gefordert wurde, dass es für die Gemeinden weitere Unterstützungsmittel geben muss. Hier gibt es 

bereits weitere Verhandlungen zwischen Bund, Länder und Gemeinden. Sie frägt nach, ob es auf die 

Aussendung Anfragen gab, was verneint werden kann und bittet um Fragen vorab zum Budget 2022. 

Sie erklärt auch das Prozedere hinsichtlich Beantragung diverser Fördergelder wie Landeszuschüsse 

und Bedarfszuweisungen hinsichtlich des Prioritätenplanes. 

 

GV Kurt Steindl findet es zwar Schade, dass dieser Punkt immer quasi durchgewunken wird, versteht 

aber aufgrund der Komplexität der trockenen Materie, dass dies in dieser Form am Zielführendsten 

ist. Er erkundigt sich nach den Beträgen, welche unter Entnahme von Haushaltsrücklagen verstanden 

werden. AL Mag. Erwin Haderer erklärt, dass hier die Rücklagenentnahmen zur Ausfinanzierung der 

Projekte, welche in den investiven Einzelvorhaben als Eigenmittelanteile dargestellt sind. Diese 

Position hat nichts mit der laufenden Gebarung zu tun, sondern wird rein für Investitionen verwendet. 

Im alten Buchhaltungssystem wäre dies im Außerordentlichen Haushalt abgebildet gewesen. In 

weiterer Folge wird detaillierter auf den Vorbericht, den Dienstpostenplan, den Mittelfristigen 

Ergebnis- und Finanzierungsplan 2022 – 2026 und den Höchstbetrag des Kassenkredites sowie 

auszugsweise auf die Berechnungsgrundlagen der sogenannten Härteausgleichskriterien 

eingegangen. 

 

a) Vorbericht 
 

Vorbericht zum Voranschlag 2022 gemäß § 10 Oö. Gemeindehaus-
haltsordnung (Oö. GHO) 

 

Voraussichtliche Entwicklung der liquiden Mittel, wobei die Zahlungsmittelreserven gesondert 
anzuführen sind. 

 

Liquide Mittel 
 

Einzahlungen der voranschlagswirksamen Gebarung: (SU 31 

+ SU 33 + SU 35) 

4.059.100 

Auszahlungen der voranschlagswirksamen Gebarung: (SU 32 

+ 34 + SU 336) 

4.531.500 
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Saldo 5 (Geldfluss der voranschlagswirksamen Gebarung) -472.400 

 

• Der Finanzierungsvoranschlag zeigt, dass die Höhe der Auszahlungen die Höhe der Einzah-
lungen überschreitet und sich dadurch die liquiden Mittel um 472.400 Euro verringern wer-

den. Die finanzielle Ausgeglichenheit bleibt jedoch gegeben, da Zahlungsmittelreserven für 
Haushaltsrücklagen in der Höhe von 371.300 Euro zur Verfügung stehen. Für die Bedeckung 
des negativen Ergebnisses der laufenden Geschäftstätigkeit steht ein Kassenkreditrahmen in 

der Höhe von maximal 1.089.600 zur Gewährleistung der Liquidität zur Verfügung. 
 

Die Gründe für die Verringerung der liquiden Mittel liegen: 

• in der investiven Gebarung (Ankauf Böschungsmäher (Kooperation mit MGde Dimbach), 
Dachsanierung Vereinsgebäude Schützenverein, Sanierung Trainingsfeld Sportunion, Ersatz-
beschaffung Winterdienstgeräte, Straßenbauprogramm 2022, Instandsetzungsprogramm 

WEV 2022, Zubau Sozialräume Bauhof, Mauer- und Geländersanierung Schulkomplex). 

• in der Bedeckung des Saldos im Ergebnis der laufenden Geschäftstätigkeit ( - 233.600). 
 

Geplante Maßnahmen zur Gegensteuerung bei einer negativen Entwicklung: 

• Einhaltung sämtlicher Kriterien für den Härteausgleich 

• Prüfung der Aufschiebung von einzelnen Projekten in der investiven Gebarung 
 

Zahlungsmittelreserven und Rücklagen 
 

Zum Zeitpunkt der VA-Erstellung stehen der Gemeinde für das Haushaltsjahr 2022 voraussichtlich 

folgende nicht verplante Zahlungsmittelreserven zu Verfügung: 
 

 
Rücklagenstand 

01.01.2022 
Zahlungsmittelreserve 

allgemeine Haushaltsrücklagen 371.300 0 

gesetzlich zweckgebundene 

Haushaltsrücklagen 
0 0 

Summe 371.300 0 

Differenz zwischen Rücklagen 
und Zahlungsmittelreserven 

371.300 

 
Zahlungsmittelreserven in der Höhe von 371.300 Euro werden als inneres Darlehen verwendet: 

 

Davon als inneres Darlehen zur Reduktion des Kassenkredits: 0 Euro 
 

Davon als inneres Darlehen für investive Einzelvorhaben. 

 

Investives Einzel-

vorhaben 

Höhe inneres 

Darlehen 

Zur Vorfinanzierung 

von  

Geplante Rückzah-
lung des inneren Dar-

lehens 

Ankauf Böschungs-

mäher 
68.350 Eigenmittel/BZ 2022 

Dachsanierung Schüt-
zenheim 

50.000 Eigenmittel/BZ/LZ 2022 

Sanierung Trainings-
feld 

55.000 Eigenmittel/BZ/LZ 2022 

Ersatzbeschaffung 
Winterdienstgeräte 

60.000 Eigenmittel/BZ 2022 

Straßenbauprogramm 50.000 Eigenmittel/LZ 2022 

WEV-Instandsetzung 70.000 Eigenmittel/BZ/LZ 2022 

Sozialräume Bauhof 130.000 Eigenmittel/BZ 2022 



G:\Daten\AL\GR\Protokolle\Sitzungen 2021\05-16.12.2021_ngProtokoll.docx 
Seite 19 von 70 

Mauer- Geländersan. 
Schulkomplex 

142.000 Eigenmittel/BZ/LZ 2022 

 
Voraussichtlicher Bedarf an Kassenkrediten 

 

Die maximale Höhe des Kassenkredits beträgt gemäß § 83 Oö. GemO 1990 i. V. m. § 1 Abs. 1 Oö. 
Kassenkredit-Anhebungsverordnung (ein Viertel/bis zu 33,3 % der Einzahlungen der laufenden Ge-
schäftstätigkeit): 1.089.600 Euro  

 
Es ist geplant, einen Kassenkreditvertrag im Rahmen von 1.089.600 Euro abzuschließen. 
 

Der Vertrag ist vom Gemeinderat zu beschließen. 
 
Entwicklung des Ergebnisses der laufenden Geschäftstätigkeit, sowie Entwicklung des nach-

haltigen Haushaltsgleichgewichts 
 

Ergebnis der laufenden Geschäftstätigkeit  

 

Ergebnis der laufenden 

Geschäftstätigkeit 
RA 2020 VA 2021 VA 2022 

Einzahlungen: 3.305.816,28 3.057.700 3.273.900 

Auszahlungen: 3.263.137,32 3.505.900 3.507.500 

Saldo: 42.678,96 -448.200 -233.600 

 
Damit der Haushaltsausgleich nach § 75 Abs. 4a und 4b* Oö. GemO 1990 als erreicht gilt, müssen 
folgende Mittel in Anspruch genommen werden: 

• Die Liquidität der Gemeinde ist durch den Kassenkredit gegeben. 
 

Entwicklung des Nachhaltigen Haushaltsgleichgewicht 

 
Ein nachhaltiges Haushaltsgleichgewicht liegt vor, wenn  
 

a) im Finanzierungshaushalt die Liquidität der Gemeinde gegeben ist, 
b) im Ergebnishaushalt das Nettoergebnis mittelfristig (fünf Jahre) ausgeglichen ist und 
c) die Gemeinde ein positives Nettovermögen aufweist. 

 
Nachhaltiges Haushaltsgleichgewicht wird nicht erreicht, weil 

• Mittelfristig im Finanzierungshaushalt die Liquidität nicht gegeben ist. 
 
Geplante Gegenmaßnahmen: 

• Einhaltung sämtlicher Härteausgleichskriterien zur Haushaltskonsolidierung. 

• Besondere Beachtung des Schuldendienstes und Aufnahme zusätzlicher Darlehen 
nach Genehmigung der Aufsichtsbehörde. 

• Abklärung größerer investiver Einzelvorhaben mit der Aufsichtsbehörde und Durch-
führung von diversen Wirtschaftlichkeitsberechnungen vor Projektrealisierung. 

• Wenn nötig, Ausschöpfung des Kassenkreditrahmens aufgrund der Einnahmenaus-
fälle hinsichtlich der Corona-Pandemie. 

 
Voraussichtliche Entwicklung des Nettoergebnisses vor Entnahme von bzw. Zuweisungen an 

Haushaltsrücklagen (SAO) 

 
Das Nettoergebnis wird wesentlich durch die ergebniswirksamen Erträge und Aufwendungen be-
einflusst. Diese betreffen insbesondere die geplanten Abschreibungen, (848.800 Euro) geplante 

Erträge aus der Auflösung von Investitionszuschüssen (616.200 Euro), somit saldiert 232.600 Euro 
und die geplante Dotierung bzw. Auflösung von Rückstellungen + 3.300 Euro (+9.600 Euro Dotie-
rung/-6.300 Euro Auflösung). 
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 VA 2022 Plan 2023 Plan 2024 Plan 2025 Plan 2026 

Summe Erträge 
(MVAG-Code 21) 

3.967.800 3.968.400 3.990.300 3.966.300 3.924.500 

Summe Aufwände 
(MVAG-Code 22) 

4.370.400 4.039.700 4.075.000 4.069.200 4.013.800 

Nettoergebnis (SA 

0) 
-402.600 -71.300 -84.700 -102.900 -89.300 

Entnahme von 

Haushaltsrücklagen 
(MVAG-Code 230) 

249.100 122.200 0 0 0 

Zuweisung von 

Haushaltsrücklagen 
(MVAG-Code 240) 

0 0 0 0 0 

Nettoergebnis (SA 
00) 

-153.500 50.900 -84.700 -102.900 -89.300 

 

Voraussichtliche Entwicklung der langfristigen Finanzschulden und Verbindlichkeiten 
 

Geplante Neuaufnahme von langfristigen Finanzschulden 

 
Es ist geplant zusätzliche Darlehen im laufenden Haushaltsjahr für folgende investive Einzelvorha-
ben aufzunehmen: 

 

Investives Einzelvorhaben Darlehenshöhe 

Grundankauf neuer Standort ASZ 144.900 

Wildbachverbauung Forstbach 2008 – 2022 40.000 

 
Voraussichtliche Entwicklung von langfristigen Finanzschulden und Verbindlichkeiten 

 

Die Finanzschulden und Verbindlichkeiten aus Darlehen und Finanzierungsleasing werden laufend 
getilgt. 

 

In nachstehender Tabelle sind die geplanten summierten Auszahlungen für Finanzschulden und 
Verbindlichkeiten (inkl. Leasing) dargestellt.  

 

 VA 2022 Plan 2023 Plan 2024 Plan 2025 Plan 2026 

Gesamtsumme: 

(SU361) 
222.700 223.900 224.600 223.800 219.200 

 

Es ist geplant im Haushaltsjahr 2022 keine vorzeitigen Tilgungen(=Sondertilgungen) vorzunehmen. 
 
Zusätzliche Schuldaufnahmen sind im Zeitraum der Veranschlagung und der mittelfristigen Finanz-

planung für folgende investive Einzelvorhaben vorgesehen: 
 
Grundankauf neuer Standort ASZ Pabneukirchen – 2022 

Neubau Amtsgebäude Pabneukirchen - 2023 
 
Die voraussichtlichen Auswirkungen aus investiven Einzelvorhaben (Erträge, Betriebskosten, 

Personalaufwand, Finanzierungskosten udgl.) 
 

Die geplanten Auswirkungen aus begonnen und voraussichtlich im Haushaltsjahr 2022 fertiggestell-

ten investiven Einzelvorhaben auf die operative Gebarung, werden in folgendermaßen erklärt: 
 

Folgende investiven Einzelvorhaben sind in Planung, wobei die endgültigen Kosten aufgrund der 

derzeitigen Marktverhältnisse noch gravierend abweichen können. Die Projekte 1 – 10 sollten im 
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Haushaltsjahr 2022 realisiert werden. Für Projekt 8 laufen derzeit diverse Analysen und Vorarbei-
ten (Vorbereitung Baugenehmigung, Ausschreibungen und Einholung von Kostenvoranschlägen). 
Bei Projekt 11 wurde bereits das Raumerfordernisprogramm erstellt und werden nun weitere Aus-

schreibungen wie Architektenwettbewerb in Angriff genommen. 
  

1. Ankauf Böschungsmäher – Kooperation mit MGde Dimbach – 2022 (FP-IKD-2021-131868/9-Rei) 

2. Grundankauf neuer Standort ASZ Pabneukirchen – 2022 
3. Dachsanierung Vereinsgebäude Schützenverein – 2022 (FP-IKD-2021-329432/13-DK) 
4. Sanierung Trainingsfeld Sportunion – 2022 (Sport-2021-479620/6-Hi) 

5. Winterdienstgeräte – 2022 (lt. Vorspracheprotokoll mit Gemeindereferent Mai 2021) 
6. Straßenbauprogramm 2022 
7. WEV Instandsetzungsprogramm 2022 

8. Sozialräume für Bauhof – 2022 (IKD-2020-151414/13-Rei iVm. UBAT-2020-212198/5-Pol/Kb) 
9. Mauer- und Geländer Sanierung Schulkomplex – 2022 (FP-IKD-2020-151380/10-Rei) 
10. Wildbachverbauung – Forstbach 2008 – 2022 (Genehmigung Bund: LE.3.3.5./0141-IV/5/2008) 

11. Neubau Amtsgebäude (IKD-2019-519941/17-PJ iVm. UBAT-2020-213798/4-Pol/M) 
 

Beschreibung wesentlicher Auswirkungen aus Entscheidungen vergangener Haushaltsjahre, 

welche erst im Zeitraum der Veranschlagung und Finanzplanung wirksam werden, so-
weit sie nicht bereits Bestandteil der Z 1 bis 6 sind. 

 

Im mittelfristigen Finanzplan sind folgende Auswirkungen aus in vergangenen Finanzjahren 
getroffenen Entscheidungen bereits enthalten: 

 

Diverse Ausfinanzierungen von vergangenen Projekten: 

• Ankauf Kleinlöschfahrzeug FF Riedersdorf 

• Katastrophenschutzprojekt 

• Generalsanierung Schulkomplex 

• Erweiterung und Sanierung Kindergarten 

• Gemeindestraßenbauprogramm 2015-2017 
 
Beschreibung sich abzeichnender Entwicklungen (Verbesserungen, Belastungen), die sich in 

den folgenden Haushaltsjahren auf den Gemeindehaushalt auswirken können, wobei 

diese möglichst auch wertmäßig abzugrenzen sind – zudem sind Möglichkeiten zur Ab-
federung allfälliger negativer Auswirkungen aufzulegen. 

 

Durch den Wirtschaftseinbruch aufgrund der Corona-Krise wird es schwerwiegende Belastungen im 
Speziellen durch die Verminderung der Abgabenertragsanteile sowie die Steigerung diverser 
Pflichttransferzahlungen wie Krankenanstalten-Beitrag und der Sozialhilfeverbandsumlage sowie 

der Erhöhung der Pensionsbeiträge für ausgeschiedene Gemeindebeamte geben! 
 
Das bestehende Amtsgebäude ist bereits in einem derart desolaten Zustand, dass seitens der UBAT 

ein Neubau empfohlen wurde und bereits das Raumprogramm überprüft und ein grober Kostenrah-
men vorgegeben wurde. Hinsichtlich der Instandhaltungskosten hoffen wir auf eine zügige Weiter-
verfolgung des Projektes, da diverse Reparaturen unabdingbar werden (Hauskanalisation, Instal-

lationen, Elektroausstattung), auch die Anforderungen in barrierefreier Hinsicht werden über-
haupt nicht erfüllt. Sollte sie die Realisierung dieses Projektes weiterhin verzögern, ist mit hohen 
zusätzlichen Reparatur- und Instandhaltungskosten zu rechnen! 

 
Änderungen im Dienstpostenplan und ihre finanziellen Auswirkungen. 
 

Hinsichtlich des Dienstpostenplanes gibt es im Verwaltungsbereich eine Aufwertung des Dienst-
postens am Bauamt, da eine Verwaltungsgemeinschaft gemeinsam mit der Marktgemeinde St. 
Thomas am Blasenstein mit Stichtag 01.01.2022 gebildet wird. Diesbezüglich verweisen wir auf 
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diverse Abklärungen mit der Abteilung Dienstrecht unter GZ: IKD-2021-85429/8-Ke. Die Dienstpos-
tenaufwertung und die Refundierung der Kosten durch die Marktgemeinde St. Thomas am Blasen-
stein wurde bereits in den Voranschlag aufgenommen. 

 
Weiterführende Informationen: 

 

Folgende Nachweise entfallen gem. § 8 Abs. 3 Oö. GHO, da keine entsprechenden Sachverhalte 
vorliegen: 

• Nachweis über die Veräußerung von Vermögenswerten 
 
Marktgemeinde Pabneukirchen, am 09. Dezember 2021 

Die Bürgermeisterin 

 

b) Dienstpostenplan 
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c) Mittelfristiger Ergebnis- und Finanzplan 2021 – 2025 inkl. Prioritätenreihung 
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d) Höchstbetrag Kassenkredit 
 

Höhe des Kassenkredites beträgt gemäß § 83 Abs. 1 Oö. Gemeindeordnung Die maximale 1990 in 

Verbindung mit der Oö. Kassenkredit-Anhebungsverordnung 2020 ein Drittel (33,3 %) der Einzahlungen 

der laufenden Geschäftstätigkeit gemäß dem Gemeindevoranschlag des jeweils laufenden Haushaltsjahres 

– das sind lt. Voranschlag 2022: € 3.268.900,--. Somit beträgt der maximal mögliche Kassenkreditrahmen: 

€ 1.089.600,--. 

 

Beschluss des Gemeinderates: 
Auf Antrag von Bgmin. Barbara Payreder beschließt der Gemeinderat einstimmig den Voranschlag für 

das Haushaltsjahr 2022 mit folgenden Unterpunkten: 

a) Vorbericht 

b) Dienstpostenplan 

c) Mittelfristiger Ergebnis- und Finanzplan 2022 – 2026 inkl. Prioritätenreihung 

d) Höchstbetrag Kassenkredit 

 

Zu TOP. 13.) Vergabe Kassenkredit ab 01.01.2022 -Beschlussfassung 

 

Die Bürgermeisterin bittet AL Mag. Erwin Haderer um die weiteren Ausführungen: 

 

Da mit 01. Jänner das Budget für das Jahr 2022 zu beschließen ist, muss auch der Kassenkreditrahmen 

für das Haushaltsjahr 2022 neu vergeben werden. Wie von der Aufsichtsbehörde hinsichtlich Einhaltung 

der Härteausgleichskriterien vorgegeben, wurden 5 Banken zur Angebotslegung eingeladen (33,3 % der 

Einzahlungen der laufenden Geschäftstätigkeit = € 1.089.600,-- von 01.01.2022 bis 31.12.2022): 

 

➢ Raiffeisenbank Mühlviertler Alm 

➢ BAWAG-PSK 

➢ HYPO Oberösterreich 

➢ Sparkasse Oberösterreich 

➢ VKB Perg 

 

Ergebnis: 

 

RB. Mühlviertler Alm: ............ 0,335 % Aufschlag auf den 3-M.-Euribor 

BAWAG-PSK: ....................... 0,35 % Aufschlag auf den 3-M.-Euribor => jedoch Mindestzuschlag von 

€ 600.000,-- (Fixkosten: € 2.100,-- p.a.) 

HYPO OÖ:.............................. 0,250 % Aufschlag auf den 3-M.-Euribor => zuzügl. 0,25 % 

Rahmenprovision auf den zur Verfügung gestellten Rahmen auch bei 

Nicht-Ausschöpfung des Kreditrahmens (Fixkosten: € 2.724,-- p.a.) 
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Annahme: Bedarf von einem Kassenkreditrahmen von max. 500.000,-- (Bedeckung des negativen 

Ergebnisses der laufenden Geschäftstätigkeit und teilweise Zwischenfinanzierung der anstehenden 

Projekte) 

 

RB. Mühlviertler Alm: ............ € 1.675,-- 

BAWAG-PSK: ....................... € 2.100,-- 

HYPO OÖ:.............................. € 3.974,-- 

 

Auf Basis dieser prognostizierten Kosten und aufgrund der guten Beziehung zur Hausbank und der 

einfacheren verwaltungstechnischen Abwicklung sowie weiterer im Angebot geschilderten Softfacts 

(Nahversorger in Pabneukirchen, Aufkommen von Kommunalsteuern und Unterstützung der örtlichen 

Vereine und Infrastruktur) wird die Vergabe and die Raiffeisenbank Mühlviertler Alm vorgeschlagen. 

 

Kassenkredit – Laufzeit: 01.01.2022 – 31.12.2022 

 
Beschluss des Gemeinderates: 

Auf Antrag von Bgmin. Barbara Payreder beschließt der Gemeinderat einstimmig durch Handerheben die 

Vergabe Kassenkredit ab 01.01.2022 an die Raiffeisenbank Mühlviertler Alm. 

 

Zu TOP. 14.) Annahmebeschluss des Finanzierungsplanes IKD-2021-329432/13-SK 

vom 15. September 2021 „Schützenverein – Klubgebäude-Dachsanierung“ – Beschluss-

fassung 

 

Die Bürgermeisterin berichtet, dass dieses Projekt bereits im Nachtragsvoranschlag bei der Prioritätenrei-

hung berücksichtigt wurde und nunmehr liegt auch der dazugehörige Finanzierungsplan seitens der Auf-

sichtsbehörde vor und liegt zur Beschlussfassung vor. 
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Beschluss des Gemeinderates: 
Auf Antrag von Bgmin. Barbara Payreder beschließt der Gemeinderat einstimmig durch Handerheben die 

Annahme des Finanzierungsplanes „Schützenverein – Klubgebäude-Dachsanierung“ - IKD-2021-

329432/13-SK vom 15. September 2021. 

 

Zu TOP. 15.) Annahmebeschluss des Finanzierungsplanes IKD-2020-151380/10-Rei 

vom 19. Mai 2021 „Schulkomplex – Sanierungsmaßnahmen (Mauer und Geländer)“ – 

Beschlussfassung 
 

Die Bürgermeisterin berichtet über den nächsten eingelangten Finanzierungsplan, welcher im Gemeinde-

rat zu beschließen ist. 
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GR Christian Steindl erkundigt sich darüber, ob mit der Aufsichtsbehörde Kontakt aufgenommen wurde, 

wo hier wirklich der Fehler gelegen ist, dass diese Angelegenheit nicht über das Projekt „Schulsanierung“ 

abgewickelt wurde, wo nachweislich noch weitere Gelder zur Verfügung gestanden wären, welche dann 

für Kunst am Bau oder anderweitig nicht so wichtige Gewerke ausgegeben wurden. Die Bürgermeisterin 

berichtet, dass in den Erstplanungen im Jahr 2002 dieses Gewerk kein Thema war und daher auch nicht 

in den sogenannten Maßnahmenkatalog aufgenommen wurde. Zu Beginn der Schulsanierung 2015 wurde 

diese Angelegenheit nach wie vor nicht als dringlich angesehen. Wäre das Geländer bereits im Maßnah-

menkatalog gelistet gewesen, müsste die Gemeinde diese Sanierungsmaßnahmen zur Gänze selbst tragen. 
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GR Walter Prandstätter erkundigt sich, um welche Mauer es genau geht. AL Mag. Erwin Haderer führt 

aus, dass hinsichtlich Mauer jene von der Musikschule Richtung Turnsaal betroffen ist. Hauptsächlich ist 

aber nicht die Mauersanierung notwendig, bis auf den Kranz, sondern das Geländer ist größtenteils kom-

plett neu zu errichten. Bauausschussobmann DI Florian Kloibhofer erklärt, dass hinsichtlich Mauer bis 

zum Turnsaal lediglich der Randbalken neu zu errichten sein wird, bei den Kojen unterhalb des Gymnas-

tikraumes sind einige Betonplatten erforderlich, damit als Abschluss ein ordentliches Geländer installiert 

werden kann. Die Stützfunktion der Stützmauer ist noch gegeben. 

 

GR Christian Steindl ergänzt der Vollständigkeit halber, dass 2002 die Mauer und das Geländer noch in 

Ordnung waren, 2015 war es zwar schon augenscheinlich desolat, wurde aber dennoch nicht ins Projekt 

aufgenommen. 

 

Die Bürgermeisterin schließt die Diskussion und beauftragt den Bauausschuss mit den weiteren Schritten 

wie Angebotsaktualisierung und Vorbereitung der Vergabe. 

 

Beschluss des Gemeinderates: 
Auf Antrag von Bgmin. Barbara Payreder beschließt der Gemeinderat einstimmig durch Handerheben die 

Annahme des Finanzierungsplanes „Schulkomplex – Sanierungsmaßnahmen (Mauer und Geländer)“ - 

IKD-2020-151380/10-Rei vom 19. Mai 2021. 

 

Zu TOP. 17.) Kanal BA. 07 – Landesförderung als Darlehen – Beschlussfassung Dar-

lehensaufnahme und Schuldschein 
 

Die Bürgermeisterin berichtet, dass zwischenzeitlich die Projekte bei den Kanalerweiterungen BA 07 und 

BA 08 mittels innerer Darlehen zwischenfinanziert wurden. Da nun diese Mittel zur Neige gehen und für 

andere Investive Einzelvorhaben herangezogen werden müssen sowie die Investiven Einzelvorhaben im 

Kanalbereich auch buchhalterisch aus zu finanzieren sind, ist nunmehr dieses Landesdarlehen über den 

vorliegenden Schuldschein zu beschließen und für die weitere Ausfinanzierung ist auch noch der nächste 

Tagesordnungspunkt maßgeblich. Sie bittet kurz AL Mag. Erwin Haderer die Thematik zu erörtern. Die-

ser erklärt den zugrundeliegenden Finanzierungsplan hinsichtlich Fördereinreichungen für Bund und 

Land und dass grundsätzlich die Bundesförderung über KPC-Förderungen durch Tilgungs- und Zinsen-

zuschüsse abgewickelt wird und dementsprechend ist auch dieser Anteil über ein gemeindeeigenes Dar-

lehen zwischen zu finanzieren. Für die Landesförderung ist ein zinsenloses Darlehen vorgesehen, wofür 

nun der nachstehende Schuldschein zu beschließen ist. Es gab bereits die gleiche Vorgehensweise beim 

BA 06 – Kanalerweiterung Neudorf/Riedersdorf. Weiters wird die Ausfinanzierung der beiden Bauab-

schnitte 07 und 08 genauer erklärt, was für den nächsten Tagesordnungspunkt hinsichtlich Aufnahme des 

Darlehens maßgeblich war. Es wird die Ausfinanzierung kurz erklärt, wo auch bei Überschüssen in diesen 

Bereich weitere Sondertilgungen möglich sind. 
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Beschluss des Gemeinderates: 
Auf Antrag von Bgmin. Barbara Payreder beschließt der Gemeinderat einstimmig durch Handerheben die 

o. a. Darlehensaufnahme beim Land Oberösterreich sowie den vorliegenden Schuldschein in der Höhe 

von € 43.000,--. 

 

Zu TOP. 18.) Kanal BA. 07 und 08 – Darlehensaufnahme – Vergabe 
 

Die Bürgermeisterin bittet AL Mag. Erwin Haderer über das Ergebnis der Ausschreibung zu berichten. 

Es wurden 5 Bankinstitute zur Abgabe eines Darlehensangebotes eingeladen mit folgender Rückmeldung: 

➢ Raiffeisenbank Mühlviertler Alm => Angebot liegt vor! 

➢ BAWAG-PSK => kein Angebot abgegeben! 

➢ HYPO Oberösterreich => kein Angebot abgegeben! 

➢ Sparkasse Oberösterreich => kein Angebot abgegeben! 

➢ VKB Perg=> kein Angebot abgegeben! 

 

Ausgeschrieben waren folgende 4 Varianten: 

• Variante 1: Laufzeit 25 Jahre mit variabler Zinsgestaltung – Bindung an 3-Monats-Euribor 

• Variante 2: Laufzeit 25 Jahre mit variabler Zinsgestaltung – Bindung an 6-Monats-Euribor 

• Variante 3: Laufzeit 25 Jahre mit fixer Verzinsung 

• Variante 4: Laufzeit 25 Jahre mit eigenem Vorschlag 

 

Das Angebot der Raiffeisenbank Mühlviertler Alm sieht wie folgt aus: 

 
 

Somit wird eine Vergabe an die Raiffeisenbank Mühlvierter Alm in der Variante 2 – Aufschlag zum 6-

Monats-Euribor mit einem Zinssatz von 0,363 %. 

 

Beschluss des Gemeinderates: 
Auf Antrag von Bgmin. Barbara Payreder beschließt der Gemeinderat einstimmig durch Handerheben das 

Darlehen für die Kanalerweiterungen Wetzelsberg/Markt-Süd/Riedersdorf, Kanal BA 07 und 08 an den 

Bestbieter, der Raiffeisenbank Mühlviertler Alm zu den Konditionen der Variante 2 – Laufzeit 25 Jahre 

mit variabler Zinsgestaltung – Bindung an 6-Monats-Euribor zu vergeben und eine dementsprechende 

Darlehensurkunde zu unterfertigen. 

 

Zu TOP. 18.) Mitgliedschaft im Verein LAG Perg-Strudengau für die EU-

Förderperiode 2023 – 2027 im Rahmen der LEADER-Bewerbung – Beschlussfassung 
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Die Bürgermeisterin berichtet, dass die Marktgemeinde Pabneukirchen nunmehr bereits seit dem Jahr 

2002 Mitglied bei der Leaderregion Strudengau ist und nunmehr wäre die nächste Förderperiode zu be-

schließen. Im Bezirk Perg sind bis auf die Gemeinden St. Georgen am Walde (Mitglied bei der Leaderre-

gion Mühlviertler Alm) und Luftenberg (nirgends dabei) alle bei der LAG Perg-Strudengau. 
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GR Leopold Enengl erklärt, dass aufgrund der positiven Projekts-Entwicklung in Pabneukirchen ein Wei-

terverbleib in der Leaderregion auf jeden Fall zu befürworten ist. Es werden weitere Projekte in Pabneu-

kirchen folgen, welche von der Mitgliedschaft profitieren können, als Beispiel wäre ein neuer Ortsbrunnen 

genannt. 
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GV Ing. Mag. Josef Lumetsberger erklärt, dass der Jahresmitgliedsbeitrag überschaubar ist und wie die 

bereits abgewickelten Projekte der letzten Periode gezeigt haben, der Rückfluss an Förderungen Kosten 

um einiges übersteigt und etliche Projekte wahrscheinlich nicht oder zumindest schwieriger zu realisieren 

gewesen wären und die Marktgemeinde Pabneukirchen sollte weiterhin in der Leaderregion LAG Perg-

Strudengau Mitglied sein. 

 

Die Bürgermeisterin ergänzt, dass im Zuge der Konstituierenden Sitzung bereits die zu entsendenden 

Mandatare bestimmt wurden. 

 

GV Kurt Steindl ergänzt der Vollständigkeit halber, dass Pabneukirchen bei der Leaderregion Perg-Stru-

dengau Mitglied ist und hinsichtlich Tourismus Mitglied beim Tourismusverband Mühlviertler Alm ist, 

was von der Bürgermeisterin bestätigt wird. St. Georgen am Walde ist seit jeher schon bei der Leaderre-

gion Mühlviertler Alm und dementsprechend auch beim Tourismusverband Mühlviertler Alm. 

 

GR Christian Steindl bemerkt, dass dieser Mitgliedsbeitrag lediglich für den Betrieb und die Verwaltungs-

kosten der Leaderregion Perg-Strudengau herangezogen wird. 

 

Beschluss des Gemeinderates: 
Auf Antrag von Bgmin. Barbara Payreder beschließt der Gemeinderat einstimmig durch Handerheben die 

weitere Mitgliedschaft im Verein LAG Perg-Strudengau für die Förderperiode 2023 – 2027. 

 

Zu TOP. 19.) Dienstbarkeitsvereinbarung Marktgemeinde Pabneukirchen und Frau 

Dipl.-Ing. Elisabeth Rumetshofer/Frau Dipl.-Ing. Dr. Hildegard Rumetshofer – 

Beschlussfassung 

 

Die Bürgermeisterin berichtet, dass im Zuge der Sportplatzsanierung im Jahr 2005 auch das neue 

Trainingsfeld errichtet wurde. Es wurde ein neues Grundstück angekauft aufgrund der Ausformung des 

Trainingsfeldes wurde der Wäschebach umgelegt und dementsprechend kam es auch hinsichtlich der 

Grenzverläufe zu Änderungen. Fam. Rumetshofer hatte zugunsten der Grundstücke 402,408,409 und 410 

der EZ 36 KG 43012 Pabneukirchen schon in der Vergangenheit ein Geh- und Fahrtrecht an den 

Grundstücken 393/1 und 393/2 der EZ 427 KG 43012 Pabneukirchen. Das Gemeindeamt war eigentlich 

der Meinung, dass diese Angelegenheit bereits erledigt wurde, was aber aus nicht erklärbaren Gründen 

damals nicht durchgeführt wurde. Nun soll dieses Geh- und Fahrtrecht endgültig über den vorliegenden 

Dienstbarkeitsvertrag geregelt werden. Da es sich ohnehin bereits um ein ersessenes Recht handelt wird 

empfohlen, dies auch grundbücherlich Verbüchern zu lassen. Auch für die Zukunft und nachfolgende 

Generationen wäre die Angelegenheit dann endgültig formell richtig geregelt. Die Kosten für die 

Verbücherung werden von Fam. Rumetshofer getragen und es wird ersucht diese 

Dienstbarkeitsvereinbarung nachzuholen. 

 

GV Ing. Mag. Josef Lumetsberger bestätigt, dass es sich um einen Formalakt handelt und nun auch formell 

richtig abgehandelt werden soll und dementsprechend beschlossen werden sollte. 

 

GR Leopold Enengl erklärt, dass dies beschlossenen werden sollte, natürlich auch aufgrund der Tatsache, 

dass der Gemeinde keine Verbücherungskosten entstehen.  
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Beschluss des Gemeinderates: 
Auf Antrag von Bgmin. Barbara Payreder beschließt der Gemeinderat einstimmig durch Handerheben die 

angeführte Dienstbarkeitsvereinbarung zwischen der Marktgemeinde Pabneukirchen und Frau Dipl.-Ing. 

Elisabeth Rumetshofer sowie Dipl.-Ing. Dr. Hildegard Rumetshofer. 

 

Zu TOP. 20.) Vorvertrag Grundankauf neuer Standort ASZ Pabneukirchen 
 

Die Bürgermeisterin berichtet vorab zur Information für die neuen Mandatare, dass das 

Altstoffsammelzentrum in Pabneukirchen neu zu errichten sein wird und dementsprechend ein neues 

Grundstück seitens der Marktgemeinde Pabneukirchen bereit zu stellen ist. Das Einzugsgebiet für das 

ASZ Pabneukirchen umfasst neben Pabneukirchen, St. Georgen am Walde, Dimbach, St. Thomas am 

Blasenstein, den nördlichen Teil der Gemeinden Bad Kreuzen und Waldhausen. Aufgrund von 

lärmtechnischen Problemen in der Vergangenheit wurde speziell nach einem etwas abgelegenerem 

Grundstück gesucht und als geeignetes Grundstück erscheint ein bereits bestehendes Betriebsbaugebiet 

der Fam. Neulinger beim ehemaligen Mischwerk der Fa. Malaschofsky. Weiters wurde seitens des BAV 

nunmehr eine Machbarkeitsstudie über die Eignung des Grundstückes der Fam. Neulinger beim 

ehemaligen Mischwerk der Fa. Malaschofsky durchgeführt und dementsprechend soll nun ein Vorvertrag 

zur Sicherstellung der Verfügbarkeit des Grundstückes für die Gemeinde Pabneukirchen abgeschlossen 

werden. Es gibt bereits mehrere Interessenten für dieses Grundstück und dementsprechend sollte auf 

Anraten des Verkäufers die Marktgemeinde Pabneukirchen nun auch Nägel mit Köpfen machen. Da es 

sich um eine bestehende Betriebsbaugebietswidmung ist das Areal relativ wertvoll und begehrt. Weiters 

wird die Machbarkeitsstudie etwas näher erklärt. 
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GV Ing. Mag. Josef Lumetsberger erklärt, dass die ÖVP-Fraktion auf jeden Fall dafür ist, den Standort 

und die Verfügbarkeit des neuen ASZ-Areals zu fixieren und hinsichtlich der Kaufabsicht sollten nun 

Pflöcke eingeschlagen werden. Es war wichtig, den Passus über mögliche Verunreinigungen oder 

Ablagerungen zu ergänzen, dass quasi keine Leichen im Keller gefunden werden.  

 

GR Leopold Enengl findet den Vorvertrag ebenfalls begrüßenswert, dass auch der Erhalt des Standortes 

in Pabneukirchen sichergestellt ist. 

 

GR Walter Prandstätter bestätigt, dass die Lage des neuen Standortes optimal ist. Er erkundigt sich über 

den ostseitigen landwirtschaftlichen Weg, ob dieser zu erhalten ist. Die Bürgermeisterin erklärt, dass nur 

die Zufahrt zum ASZ-Areal abgetreten werden muss, die Einbindung zum bestehenden land- und 

forstwirtschaftlichen Weg bleibt jedoch auf Privatgrund. Die Einbindung wird allerdings im Zuge der 

Bauarbeiten miterledigt. Es besteht ein Geh- und Fahrtrecht auf dem bestehenden Weg hinauf zur 

Liegenschaft Unter-Eisendorf 13, welches aufrecht erhalten und gewährleistet werden muss. 

 

GR Walter Prandstätter erkundigt sich weiters, ob das bestehende ASZ-Areal ein Grundstück der 

Marktgemeinde Pabneukirchen ist und ob der BAV das alte Gebäude zu entsorgen haben wird. Die 

Bürgermeisterin erklärt, dass es sich um ein Gemeindegrundstück handelt und hinsichtlich des Rückbaues 

des Geländes muss der bestehende Superädifikats-Vertrag durchgesehen werden. Grundsätzlich wird die 

Nachnutzung des bestehenden Areals dann ohnehin mit potentiellen Käufern aus zu verhandeln sein. 
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GV Kurt Steindl erklärt, dass der Preis zwar günstiger sein könnte und deutlich über Pabneukirchner 

Verhältnisse liegt. Der Standort ist auf jeden Fall gut geeignet und auch die Erschließung ist noch in 

vertretbarem Rahmen möglich. In den sauren Apfel hinsichtlich des teuren Preises hat die Gemeinde doch 

zu beißen. 

 

GR Ludwig Peirleitner erkundigt sich, ob die Ergänzung unter Punkt IV bereits an Fam. Neulinger 

weitergeleitet wurde. Dies wurde bereits veranlasst, es gab aber zwischenzeitlich noch keine 

Rückmeldung. Die Bürgermeisterin erklärt, dass diese Angelegenheit schon immer in dieser Form an den 

Verkäufer kommuniziert wurde und um sich gewissermaßen abzusichern, wurden bereits Proben am 

Grundstück genommen, damit es kein böses Erwachen gibt. Sollten doch noch Reststoffe zum Vorschein 

kommen, wird sich Fam. Neulinger ebenfalls schadlos halten und dies seitens der Fa. Malaschofsky 

einfordern. Vz.-Bgm. Manfred Nenning bestätigt dies. 

AL Mag. Erwin Haderer ergänzt, dass unter Punkt IV im ersten Absatz lediglich die verbücherten 

grundbücherlichen Lasten und Flurdienstbarkeiten gemeint sind, wie Verbücherung des 

Stromleitungsnetzes der LINZ AG und das Geh- und Fahrtrecht zur Liegenschaft Unter-Eisendorf 13. 

 

Beschluss des Gemeinderates: 

Auf Antrag von Bgmin. Barbara Payreder beschließt der Gemeinderat einstimmig durch Handerheben den 

vorliegenden Vorvertrag über den Liegenschaftsverkauf für den Grundankauf des neuen Standortes des 

ASZ Pabneukirchen. 

 

Zu TOP. 21.) Neue Vereinbarung (Satzung) Wegeerhaltungsverband Unteres 

Mühlviertel – Beschlussfassung 
 

Die Bürgermeisterin berichtet, dass die bestehende Satzung aus dem Jahr 1999 mit dem Wegeerhaltungs-

verband Unteres Mühlviertel zu erneuern ist. Es wurden sämtliche relevanten Unterlagen und die Ände-

rungen zur bestehenden Satzung zugestellt. Es haben alle Mitgliedsgemeinden diese neue Satzung zu be-

schließen und ist grundsätzlich eher ein Formalakt. Der WEV Unteres Mühlviertel umfasst sämtliche Ge-

meinden der Bezirke Perg und Freistadt. Die neue Satzung wird dem Gemeinderat wie folgt zur Kenntnis 

gebracht. 

 



G:\Daten\AL\GR\Protokolle\Sitzungen 2021\05-16.12.2021_ngProtokoll.docx 
Seite 48 von 70 

 
 



G:\Daten\AL\GR\Protokolle\Sitzungen 2021\05-16.12.2021_ngProtokoll.docx 
Seite 49 von 70 

 



G:\Daten\AL\GR\Protokolle\Sitzungen 2021\05-16.12.2021_ngProtokoll.docx 
Seite 50 von 70 

 



G:\Daten\AL\GR\Protokolle\Sitzungen 2021\05-16.12.2021_ngProtokoll.docx 
Seite 51 von 70 

 



G:\Daten\AL\GR\Protokolle\Sitzungen 2021\05-16.12.2021_ngProtokoll.docx 
Seite 52 von 70 

 



G:\Daten\AL\GR\Protokolle\Sitzungen 2021\05-16.12.2021_ngProtokoll.docx 
Seite 53 von 70 

 



G:\Daten\AL\GR\Protokolle\Sitzungen 2021\05-16.12.2021_ngProtokoll.docx 
Seite 54 von 70 

 



G:\Daten\AL\GR\Protokolle\Sitzungen 2021\05-16.12.2021_ngProtokoll.docx 
Seite 55 von 70 

 

Beschluss des Gemeinderates: 

Auf Antrag von Bgmin. Barbara Payreder beschließt der Gemeinderat einstimmig durch Handerheben die 

neue Vereinbarung (Satzung) des Wegeerhaltungsverbandes Unteres Mühlviertel. 

 

Zu TOP. 22.) Antrag Güterwegeerhaltungsverband straßenrechtliche 

Dauerbewilligung gemäß § 90 und Verordnung gemäß § 43 der StVO 1960 i.d.g.F. – 

Beschlussfassung 
 

Die Bürgermeisterin berichtet, dass bereits eine straßenrechtliche Dauerbewilligung beschlossen wurde 

und diese nun ausläuft und aufgrund der bürokratischen Vereinbarung wäre diese nun zu verlängern. 

 
 

Verordnung von Verkehrsmaßnahmen anlässlich 
der mit Bescheid …………………….…….. bewilligten  
Arbeiten auf bzw. neben den Straßen (Güterwegen) 
 
 

 

V e r o r d n u n g 
 

 
Gemäß § 43 Abs. 1a bzw. § 43, Abs. 1b in Verbindung mit § 94d Ziffern 4 und 16 der Straßenverkehrs-
ordnung 1960 i.d.g.F. (StVO) wird für die Arbeiten zur Erhaltung, zur Instandsetzung, Pflege und 
Reinigung der Straße sowie für dringende Reparaturen an öffentlichen Einrichtungen auf folgenden 
Straßen 
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von 01.01.2022 bis 31.12.2027 während der Dauer der Arbeiten folgendes verordnet: 
 

 
§ 1 

Arbeitsstellen kürzerer und längerer Dauer 
Darstellung einer Einengung Regelplan D gemäß RVS 05.05.44 

 
Der Verkehr in Fahrtrichtung des dem Arbeitsbereich nächst gelegenen Fahrstreifens hat am Arbeitsbe-
reich vorbeizufahren. 
 



G:\Daten\AL\GR\Protokolle\Sitzungen 2021\05-16.12.2021_ngProtokoll.docx 
Seite 57 von 70 

§ 2 
Arbeiten ohne Einengung der Fahrbahn 

 
100 m vor bis 25 m nach dem Arbeitsbereich ist für den Verkehr in beiden Fahrtrichtung das Überschrei-
ten einer Fahrgeschwindigkeit von 50 km/h verboten („Geschwindigkeitsbeschränkung 50 km/h“ und 
„Ende der Geschwindigkeitsbeschränkung“ gemäß § 52 lit. a Ziff. 10 a und 10 b StVO 1960). 
 

§ 3 
Arbeiten mit geringer Einengung 

 
1. 100 m vor dem Arbeitsbereich bis 25 m nach dem Arbeitsbereich ist das Überschreiten einer Fahr-

geschwindigkeit von 50 km/h für den Verkehr in beiden Fahrtrichtungen verboten („Geschwindig-
keitsbeschränkung “ gemäß § 52 lit. a Ziff. 10 a StVO 1960 und „Ende der Geschwindigkeitsbe-
schränkung“ gemäß § 52 lit. a Ziff. 10 b StVO 1960).  

 
2. 25 m vor dem Arbeitsbereich bis 25 m nach dem Arbeitsbereich ist in beiden Fahrtrichtungen das 

Überschreiten einer Fahrgeschwindigkeit von 30 km/h bei Schotterfahrbahn, Splittfahrbahn, Bauar-
beiter auf der Fahrbahn, Niveauunterschiede von mehr als 3 cm, Restfahrbahnbreite < 5,00 m ver-
boten („Geschwindigkeitsbeschränkung“ gemäß § 52 lit. a Ziff. 10 a StVO 1960 und „Ende der Ge-
schwindigkeitsbeschränkung“ gemäß § 52 lit. a Ziff. 10 b StVO 1960). 

 
3. Auf der dem Arbeitsbereich gegenüberliegenden Fahrbahnseite ist 15 m vor bis 15 m nach dem 

Arbeitsbereich das Halten und Parken verboten („Halten und Parken verboten“ gemäß § 52 lit. a Ziff. 
13 b StVO 1960). 

 
§ 4 

Sperre eines Fahrstreifens oder der Fahrbahn – Regelung mittels Wartepflicht 
 
1. 100 m vor dem Arbeitsbereich bis 25 m nach dem Arbeitsbereich ist das Überschreiten einer Fahr-

geschwindigkeit von 50 km/h für den Verkehr in beiden Fahrtrichtungen verboten („Geschwindig-
keitsbeschränkung “ gemäß § 52 lit. a Ziff. 10 a StVO 1960 und „Ende der Geschwindigkeitsbe-
schränkung“ gemäß § 52 lit. a Ziff. 10 b StVO 1960).  

 
2. 25 m vor dem Arbeitsbereich bis 25 m nach dem Arbeitsbereich ist in beiden Fahrtrichtungen das 

Überschreiten einer Fahrgeschwindigkeit von 30 km/h bei Schotterfahrbahn, Splittfahrbahn, Bauar-
beiter auf der Fahrbahn, Niveauunterschiede von mehr als 3 cm sowie Restfahrstreifenbreite < 3,00 
m verboten („Geschwindigkeitsbeschränkung“ gemäß § 52 lit. a Ziff. 10 a StVO 1960 und „Ende der 
Geschwindigkeitsbeschränkung“ gemäß § 52 lit. a Ziff. 10 b StVO 1960).  

 
3. Die Lenker von Fahrzeugen, die den von den Arbeiten betroffenen Fahrstreifen benützen, haben vor 

dem Sicherheitsbereich beim Arbeitsbereich bei Gegenverkehr zu warten („Wartepflicht bei Gegen-
verkehr“ gemäß § 52 lit. a Ziff. 5 StVO 1960). 

 
4. Auf der dem Arbeitsbereich gegenüberliegenden Fahrbahnseite ist 15 m vor bis 15 m nach dem 

Arbeitsbereich das Halten und Parken verboten („Halten und Parken verboten“ gemäß § 52 lit. a Ziff 
13 b StVO 1960). 

 
§ 5 

Arbeiten unter Verkehr 
 
1. 100 m vor dem Arbeitsbereich bis 25 m nach dem Arbeitsbereich ist das Überschreiten einer Fahr-

geschwindigkeit von 50 km/h für den Verkehr in beiden Fahrtrichtungen verboten („Geschwindig-
keitsbeschränkung “ gemäß § 52 lit. a Ziff. 10 a StVO 1960 und „Ende der Geschwindigkeitsbe-
schränkung“ gemäß § 52 lit. a Ziff. 10 b StVO 1960). 
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2. 25 m vor dem Arbeitsbereich bis 25 m nach dem Arbeitsbereich ist das Überschreiten einer Fahrge-
schwindigkeit von 30 km/h für den Verkehr in beiden Fahrtrichtungen verboten („Geschwindigkeits-
beschränkung “ gemäß § 52 lit. a Ziff. 10 a StVO 1960 und „Ende von Überholverboten und Ge-
schwindigkeitsbegrenzungen“ gemäß § 52 lit. a Ziff. 11 StVO 1960). 

 
§ 6 

Sperre der Fahrbahn 
 

Bei der Abzweigung der Umleitungsstelle „Fahrverbot“ gem. § 52 lit. a Ziff. 1 StVO 1960 sind, sofern es 
die Örtlichkeiten erfordern, eine Zusatztafel „Zufahrt bis zur Baustelle gestattet“ sowie bei Bedarf das 
Hinweiszeichen „Umleitung“ gem. § 53 Ziff. 16 b zusätzlich anzubringen.  

 
§ 7 

Trennung einer Geh- und Radverkehrsanlage – 
Radfahrer im Mischverkehr 

Regelplan GR 4 

 
1. Radfahrer auf der Radfahranlage haben 5 m vor dem Arbeitsbereich den nächst gelegenen Fahr-

streifen der Fahrbahn zu benützen („Vorgeschriebene Fahrtrichtung“ mit einem schräg nach links 
unten geneigten weißen Pfeil gemäß § 52 lit. a Ziff. 15 StVO 1960). 

 
2. Der neben dem Arbeitsbereich verbleibende Bereich auf der Radfahranlage wird für die Dauer der 

Arbeiten als Gehweg erklärt („Gehweg“ gemäß § 52 lit. b Ziff. 17 StVO 1960). 
 

Kundmachung 
 
1. Diese Verordnung wird gemäß § 44 StVO 1960 durch die in Klammer angeführten Straßenverkehrs-

zeichen kundgemacht und tritt mit deren Anbringung in Kraft. Ist die Arbeitsstelle im Bereich der 
Einmündung einer Straße gelegen, so sind die im Kreuzungsbereich wirksamen Verkehrsanordnun-
gen im Zuge der einmündenden Straße mit einer Zusatztafel mit einem in beide Richtungen weisen-
den schwarzen Pfeil anzuzeigen. 

 
2. Die Organe des Straßenerhalters bzw. des beauftragten Bauführers sind gemäß § 43 Abs. 1 a 2. 

Satz StVO 1960 ermächtigt, nach Maßgabe der Arbeitsdurchführung den örtlichen und zeitlichen 
Umfang der von der Behörde verordneten Verkehrsmaßnahmen durch die Anbringung oder Sicht-
barmachung der betreffenden Straßenverkehrszeichen zu bestimmen. Der Zeitpunkt und der Ort 
(Bereich) der Anbringung (Sichtbarmachung) beziehungsweise Entfernung der Straßenverkehrszei-
chen ist von den Organen in einem Aktenvermerk (§ 16 AVG 1991) festzuhalten und auf Verlangen 
der Behörde vorzulegen. 

 
Ergeht an: 
 
Wegeerhaltungsverband Unteres Mühlviertel, 
Gemeinde, Bauamt,  
Polizeiinspektion 
 
Unterschrift Behördenorgan (Bgm) 

 

Beschluss des Gemeinderates: 

Auf Antrag von Bgmin. Barbara Payreder beschließt der Gemeinderat einstimmig die Verlängerung der 

straßenrechtlichen Dauerbewilligung gemäß § 90 und Verordnung gemäß § 43 der StVO 1960 i.d.g.F. 

von 01.01.2022 bis 31.12.2027. 
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Zu TOP. 23.) Antrag auf Übertragung baubehördlicher Kompetenzen an 

Bezirkshauptmannschaft (Gewerbeverfahren) – Beschlussfassung 

 

Die Bürgermeisterin berichtet, dass es sich bei diesem Tagesordnungspunkt ebenfalls um eine Verwal-

tungsvereinfachung handelt und bringt folgenden Sachverhalt lt. Amtsvortrag vor: 

 

Bei baulichen Anlagen, für die eine Betriebsanlagengenehmigung erforderlich ist sind einerseits die Be-

zirkshauptmannschaft als Gewerbebehörde und andererseits die Gemeinde als Baubehörde zuständig. 

Dies führt immer wieder hinsichtlich Antragstellung, Unterlagenvorlage, Vorprüfung, Terminvereinba-

rungen, Bescheiderstellung, Auflagenkontrolle usw. zu Doppelgleisigkeiten, die den Antragstellern zu-

sätzliche (unnötige) Wege abverlangen und vereinzelt auch Missverständnisse ergeben. Eine Aufgaben-

übertragung erfolgt basierend auf einem entsprechenden Antrag der Gemeinde, eine „Rückübertragung“ 

kann auch Grund eines neuerlichen Gemeinderatsbeschlusses beantragt werden.  

 

Grundsätzlich sollte auch die Gemeinde die Möglichkeiten zur Steigerung der Effizienz und Effektivität 

in der Verwaltung ausschöpfen, noch dazu wenn es damit für die Betroffenen zu einer klareren Zustän-

digkeitsregelung kommt.  

 

Beschlussvorschlag: 

 

Es wird vorgeschlagen, dass der Gemeinderat beim Amt der OÖ Landesregierung die Übertragung der 

baubehördlichen Kompetenzen für bauliche Anlagen, für die auch eine gewerbebehördliche Betriebsan-

lagengenehmigung erforderlich ist, an die zuständige Bezirkshauptmannschaft beantragt. Ergänzend wird 

erörtert in welchen Gemeinden des Bezirks Perg diese Übertragungsverordnung bereits beschlossen 

wurde: 

 

 
 

Beschluss des Gemeinderates: 

Auf Antrag von Bgmin. Barbara Payreder beschließt der Gemeinderat einstimmig durch Handerheben den 

Antrag auf Übertragung baubehördlicher Kompetenzen an die Bezirkshauptmannschaft für zukünftige 

Gewerbeverfahren. 
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Zu TOP. 24.) Änderung Flächenwidmungsplan Nr. 3 / Änderung Nr. 3.13 – 

„Hinterleitner“ (Markt-Süd) – Grundsatzbeschluss 

 

Die Bürgermeisterin bittet Bauausschussobmann Dipl.-Ing. Florian Kloibhofer über seine Ausführungen. 

Er erklärt, dass es sich bei der gegenständlichen Änderung um einen Antrag von Fam. Hinterleitner han-

delt, wobei der Bauplatz um rd. 400 m² erweitert wird, damit der Garten vergrößert und mit einer Stein-

schlichtung abgegrenzt werden soll. Ebenfalls ist geplant eine Gartenhütte zu errichten. Seitens des Bau-

ausschusses wird empfohlen, den Grundsatzbeschluss für die Umwidmung zu fassen. 
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GRE Andreas Hinterleitner wird als Zuhörer eingeladen seine Sichtweise und Intentionen für die Umwid-

mung zu präsentieren. Er erklärt, dass grundsätzlich bereits der Antrieb für die Umwidmung erklärt wurde. 

Der Garten sollte rückseitig des Hauses erweitert werden, quasi auf der straßenseitig abgewendeten Seite 

des Hauses. Hier wird eine Steinschlichtung notwendig und diesbezüglich ist eine Widmung notwendig. 

In der Grundlagenforschung ist erklärt, dass es nachvollziehbar ist, dass der Hausgarten im gebäuderück-

wertigen Bereich geschützt und nicht vom Straßenraum einsehbar situiert werden kann. Er bittet um wohl-

wollende positive Beschlussfassung. 

 

GV Ing. Mag. Josef Lumetsberger erklärt, dass der Grundsatzbeschluss auf jeden Fall gefasst werden kann 

und in weiterer Folge sind ohnehin sämtliche Stellungnahmen einzuholen und bei der weiteren Umwid-

mung zu berücksichtigen. 

 

GR Christian Steindl ergänzt, dass eigentlich keine Bedenken gegen eine Umwidmung bestehen und er 

geht schon davon aus, dass das Verfahren auch in weiterer Folge positiv abgewickelt wird. 

 

Vz.-Bgm. Manfred Nenning erklärt, dass der Ortsplaner ja bereits in seiner Stellungnahme die Erweite-

rung auf einen Bauplatz mit einer Größe von 1.448 m² kritisch sieht. Die Bürgermeisterin berichtet, dass 

laufend Stellungnahmen von den zuständigen Stellen mit ständig schärfer werdenden Auflagen herein-

kommen und daher ist auch eine gewisses Skepsis gegeben, ob ein positiver Ausgang des Verfahrens von 

vornherein möglich ist. 

 

GV Kurt Steindl erklärt, dass der Grundsatzbeschlussfassung auf jeden Fall nichts entgegensteht und 

sollte nun auf jeden Fall zugestimmt werden. Alles weitere wird dann das Verfahren mit sich bringen und 

im weiteren Umwidmungsverfahren behandelt werden. 
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Beschluss des Gemeinderates: 

Auf Antrag von Bgmin Barbara Payreder beschließt der Gemeinderat einstimmig durch Handerheben den 

Umwidmungsantrag Flächenwidmungsplan Nr. 3, Änderung Nr. 13 „Hinterleitner“ (Markt-Süd) – Grund-

satzbeschluss. 

 

Zu TOP. 25.) Grundverkauf und Auflassung öffentliches Gut Josef Pilz – 

Grundsatzbeschluss 

 
Die Bürgermeisterin bittet Bauausschussobmann Dipl.-Ing. Florian Kloibhofer über seine Ausführungen. 

Dieser berichtet über den Antrag von Herrn Josef Pilz um Verkauf des öffentlichen Grundstückes 

Parz.Nr.: 231 der KG 43012 in einem Ausmaß von 91 m² in der Nähe der Stiedl-Kreuzung. Er würde das 

Grundstück gerne wegen der Zufahrt zu seinen nördlich gelegenen Grundstücken Parz.Nr. 216 und 217 

erwerben. Er hat sonst keine Möglichkeit über einen öffentlichen Weg auf diese Grundstücke zufahren zu 

können. Mit Herrn Fischelmaier hat er eine Vereinbarung, dass er einen kleinen Streifen der Parz.Nr. 2 

benutzen darf, damit eine durchgängige Zufahrt möglich ist. 
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Auch der Anrainer Michael Schickermüller hat bekundet, Interesse an einem Kauf des ausgewiesenen 

Grundstückes zu haben. Hier gibt es bereits eine eigene privatrechtliche Vereinbarung der beiden Nach-

barn. Bisher wurde die Pflege des Grundstückes durch Herrn Schickermüller erledigt. Erwähnenswert ist, 

dass durch das gegenständliche Grundstück ein Kanalstrang und eine Wasserleitung verläuft. Der Bau-

ausschuss hat sich mit der preislichen Gestaltung des Verkaufes auseinandergesetzt und hätte sich ein-

stimmig für einen Preis von € 2,40 ausgesprochen als Richtwert der Landwirtschaftskammer. 

 

Die Bürgermeisterin ergänzt, dass die Gemeinde eigentlich keinen Nutzen mehr von diesem Grundstück 

hat und müsste für eine Nutzung ohnehin bereits über andere Grundstücke fliegen, da die umliegenden 

Grundstücke nicht öffentlich sind. Die Zufahrt war bereits in der Vergangenheit des Öfteren ein Streit-

thema, da die Zufahrt abhängig von der Fruchtfolge war. Grundsätzlich sollte einer positiven Beschluss-

fassung nichts entgegenstehen. 

 

GV Ing. Mag. Josef Lumetsberger erklärt, dass es zwar schleierhaft ist, wie es hier zu dieser Grundstücks-

ausformung kam. Er erinnert sich noch, dass Sie damals als Kinder oft über diesen Weg nach Hause 

gingen. Da das öffentliche Grundstück auf eine dementsprechende unbrauchbare Ausformung ge-

schrumpft ist, steht einem Verkauf des Grundstückes nichts entgegen. Die Bürgermeisterin erklärt, dass 

in diesem Bereich auch für eine Erschließung von weiteren Bauparzellen seitens der Landesstraßenver-

waltung keine Zustimmung für eine zusätzliche Ausfahrt in diesem Kreuzungsbereich erfolgen wird. Ver-

einbart sollte auf jeden Fall der mögliche Zugang zum Ortskanal und zur Wasserleitung werden. 

 

GR Christian Steindl erklärt, dass es sich hier sicher um eine Altlast handelt. Der alte öffentliche Weg ist 

hier garantiert durchgängig Richtung Norden verlaufen und hätte damals auch mit der Auflassung der 

anderen Grundstücksteile mitgemacht gehört. Es macht auf jeden Fall Sinn, hier eine geregelte Ausfahrt 

für Herrn Pilz zuzulassen. 

 

GRE Karl Heindl berichtet, dass die Zufahrten der nördlich gelegenen Grundstücke mit der Errichtung 

der Landesstraße Richtung Mönchdorf hergestellt wurden. Vorher wäre eine südseitige Erschließung über 

den alten Weg angedacht gewesen, war jedoch durch die neue Straße dann hinfällig. AL Mag. Erwin 

Haderer blendet kurz zur Aufklärung die Urmappe in diesem Gebiet ein und es wird bestätigt, dass hier 

der alte öffentliche Weg Richtung Norden verlaufen ist und mit ziemlicher Sicherheit durch den neuen 

Verlauf der Landesstraße hinfällig wurde. 

 

Beschluss des Gemeinderates: 

Auf Antrag von Bgmin. Barbara Payreder beschließt der Gemeinderat einstimmig durch Handerheben 

grundsätzlich die Auflassung des öffentlichen Weges und Verkauf des Grundstückes an Herrn Pilz. Hin-

sichtlich der vorhandenen Leitungen ist eine grundbücherliche Sicherstellung zu vereinbaren. 

 

Zu TOP. 26.) KEM – Klima und Energie Modellregion Perg – Information und 

Beschlussfassung 

 

Die Bürgermeisterin berichtet, dass dieses Thema bereits kurz im Gemeindevorstand präsentiert 

wurde. Es gibt in Oberösterreich bereits 12 derartige Modellregionen und es kam die Anregung, 

dass auch im Bezirk Perg eine derartige Klima- und Energieregion gebildet werden sollte. Für 

Pabneukirchen hätte ein Beitritt sicher aufgrund der nun startenden Planungen für einen Amtsge-

bäudeneubau einen Sinn, da hier mit ziemlicher Sicherheit auch erneuerbare Energieformen (Pho-

tovoltaikanlagen) installiert werden sollen. Hier können weitere Förderungen angezapft werden. 

Der Mitgliedsbeitrag wäre dann auf jeden Fall mehr als gedeckt.  
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Die Bürgermeisterin erklärt, dass es hinsichtlich der rechtlichen Ausformungen noch abklärungs-

bedarf gibt, in erster Linie, ob eine Angliederung bspw. an den Bezirksabfallverband möglich 

wäre. Dagegen steht hier allerdings, dass nicht alle Gemeinden des Bezirkes Perg an der Modell-

region mitwirken werden. 

 

GR Christian Steindl erklärt, dass dies grundsätzlich eine gute Sache ist, es soll aber nicht so 

geschehen, dass die angeführten Maßnahmen wieder im Sand verlaufen, wie es bereits einmal bei 

einer vergleichbaren Energieregion der Fall war. Es sollte auf jeden Fall forciert werden aber auch 

Ergebnisse sollten einer Teilnahme an dieser Modellregion folgen. Es sollte über den Verbleib 

des Geldes berichterstattet werden, denn bei der damaligen Energieregion Strudengau war eigent-

lich nichts mehr von dem eingezahlten Geld gesehen. 

 

GR Walter Prandstätter erkundigt sich, ob Fördermöglichkeiten dieses Programmes nur für die 

Gemeinde gegeben sind. Hierzu gibt es noch zu wenig Auskünfte. Sichergestellt ist aber, dass 

diverse Beratungsleistungen und bewusstseinsbildende Veranstaltung für die gesamte Bevölke-

rung offen sein soll. 

 

GR Leopold Enengl ergänzt, dass in Pabneukirchen auch dringend Ladestationen für Elektroautos 

benötigt werden um auch diese Infrastruktur im ländlichen Raum weiter voran zu treiben. Bei-

spielhaft wird hier die Nachbargemeinde St. Georgen am Walde genannt, wo bereits 3 Ladestati-

onen installiert wurden. 

 

GV Ing. Mag. Josef Lumetsberger erklärt, dass bei allen Bedenken für das Eingehen einer Mit-

gliedschaft einer solchen Modellregion bestehen, es sich doch um einen äußerst überschaubaren 

Betrag handelt und es sich auch um eine Solidargemeinschaft handelt. Es schadet sicher nicht, 

sich mit Energieeffizienzthemen und alternativen Energie zugunsten der Umwelt näher auseinan-

der zu setzen. Es werden auch hier neue Ideen und Projekte entstehen die umgesetzt werden. Auch 

wenn es nur zu einer Förderung einer Photovoltaikanlage am Amtsgebäude kommen würde, ist 

zumindest dies schon ein produktives Ergebnis, wenngleich natürlich auf weitere erfolgreiche 

Ergebnisse gehofft wird. 

 
Beschluss des Gemeinderates: 

Auf Antrag von Bgmin. Barbara Payreder beschließt der Gemeinderat einstimmig durch Handerheben den 

Beitritt zur Klima und Energie Modellregion Perg. 

 

Zu TOP. 27.) Allfälliges 
 

Verkehrssicherheit: 

GR Walter Prandstätter erklärt, dass es im Bereich des Fitnesscenters und bei der Stiedlkreuzung schon 

des Öfteren zu gefährlichen Situationen gekommen ist und hier dringend verkehrssicherheitstechnische 

Maßnahmen gesetzt werden sollten, wie bspw. ein Zebrastreifen. Weiters wäre auch die Haltestelle bei 

der Schule gefährlich und im Bereich der Kreuzung bei der Fa. Anrei. Er hat dies schon mehrmals be-

merkt, wenn er in der Früh mit dem Schichtbus nach Hause kommt. Die Bürgermeisterin ergänzt, dass 

diesbezüglich auch schon ein Schreiben an die Gemeinde gerichtet wurde und diese Angelegenheit wurde 

zur weiteren Behandlung bereits and den Bauausschuss delegiert, weiters gab es bereits Kontaktaufnahme 

mit der Bezirkshauptmannschaft mit Verkehrssachverständigen. Hier wurden bereits Messungen ge-

macht, allerdings müssen bevor visuelle Maßnahmen, wie Zebrastreifen, gesetzt werden, Maßnahmen zur 

Geschwindigkeitsreduzierung, wie Fahrbahnteiler, errichtet werden. Es gibt bereits Studien und diese 

werden nun weiter behandelt. GR Ludwig Peirleitner und GV Kurt Steindl erklären, dass die Forderung 

nach diversen verkehrssicherheitstechnischen Maßnahmen schon früher gestellt wurden und es sich hier 



G:\Daten\AL\GR\Protokolle\Sitzungen 2021\05-16.12.2021_ngProtokoll.docx 
Seite 69 von 70 

um eher langwierige Prozesse handelt, wo mehrere Messungen und Verkehrszählungen zu machen sind. 

Die Bürgermeisterin ergänzt, dass es bereits ein Gespräch mit dem Besitzer des Fitnessstudios gab, wo 

auch angeregt wurde, dass der Abgang beim Fitnessstudio barrierefrei gestaltet werden soll, damit dies 

Kinderwagentauglich wird. Er ist für diverse Maßnahmen auf jeden Fall offen. GR Ludwig Peirleitner 

regt an, dass die Anrei-Kreuzung auch aus dem Hintergrund mitbedacht werden sollte, da nun in diesem 

Bereich der neue Gehsteig errichtet wurde. Die Bürgermeisterin berichtet, dass dies bereits angeregt 

wurde, allerdings wurde hier sofort gesagt, dass auf jeden Fall genug Sichtweite gegeben ist. 

 

Beschilderung bei Güterwegen: 

GR Walter Prandstätter regt an, dass diverse Zufahrten besser beschildert werden mit Vorrangtafeln. 

Grundsätzlich würde in diesen Gegenden überall die Rechtsregel gelten. Das Problem ist allerdings, dass 

dann fast bei jeder Stichstraße der Güterwege eine Tafel zu errichten wäre und jede einzelne muss geneh-

migt werden. GV Christian Steindl erklärt, dass hier sicher nicht das Rad neu zu erfinden sein wird. Es 

gab bereits ein Unfallereignis Richtung Berger bei Markt, wo auch Sachverständige eingebunden waren. 

Auch hier wurde dezidiert eine Beschilderung abgelehnt. Die Bürgermeisterin erklärt, dass sich um dieses 

Thema angenommen wird, wobei man sich hier nicht all zu viele Hoffnungen machen soll. Weiters wurde 

von den Verkehrstechnikern schon des Öfteren deponiert, dass ein Schilderwald oftmals auch nicht mehr 

zur Verkehrssicherheit beiträgt. 

 

Beschädigung Straßenbeleuchtung beim bestehenden Altstoffzentrum: 

GR Helmut Leonhartsberger erkundigt sich über die beschädigte Laterne beim Altstoffsammelzentrum. 

Die Bürgermeisterin berichtet, dass hier Anzeige bei der Polizei erstattet wurde und das Verfahren am 

Laufen ist. Weiters wurde bereits die Versicherung informiert und wird demnächst neu hergerichtet, so-

fern kein Schuldiger ausgeforscht werden kann. GV Kurt Steindl erkundigt sich über weitere schief ste-

hende Laternen. Die Bürgermeisterin erklärt, dass diese Lichtpunkte bekannt sind und demnächst durch 

die Bauhofmitarbeiter gerichtet werden. 

 

Durchfahrt Landesstraße Neudorf: 

GR Leopold Enengl berichtet, dass im Dorfbereich von Neudorf die Landesstraße schon sehr desolat ist 

und hier ein dringender Sanierungsbedarf besteht, auch wenn nicht eine Verlegung der Landesstraße mög-

lich ist. Die Bürgermeisterin erklärt, dass dies bereits beim Straßenmeister deponiert und besichtigt wurde. 

Es wird auf jeden Fall wieder angeregt, dass hier eine Sanierung vorgezogen werden soll. 

 

Hundekotbeutelspender: 

GR Leopold Enengl regt an, dass im Ortsbereich Hundekotbeutelspender an einigen neuralgischen Punk-

ten installiert werden sollten. In manchen Orten wurde das schon gesehen und wäre vielleicht auch in 

Pabneukirchen im Marktbereich interessant. Die Bürgermeisterin bestätigt, dass grundsätzlich der Hun-

dehalter auch für die Beseitigung diverse Exkremente zuständig wäre. Die Angelegenheit wird demnächst 

mit den Bauhofmitarbeitern besprochen werden. 

 

Abbruch altes Altstoffsammelzentrum: 

Vz.-Bgm. ergänzt zu TOP 20, dass das Grundstück der Gemeinde gehört, das Bauwerk gehört dem BAV, 

jedoch steht im alten Superädifikats-Vertrag, dass die Kosten für den Rückbau und Entsorgung des Ge-

bäudes die Gemeinde zu tragen hat. Im Vertrag steht dezidiert im Einvernehmen und auf Kosten der Ge-

meinde. 

 

Weihnachtswünsche: 

GR Leopold Enengl wünscht allen Anwesenden Frohe Weihnachten und ein Gutes Neues Jahr 

und hofft weiterhin auf gute Zusammenarbeit. GV Ing. Mag. Josef Lumetsberger lobt die straffe 

Sitzungsführung und er freut sich auf die neue Periode mit neuen Mandataren, wo neue Ideen und 

oder auch ältere Themen in diesem Gremium neu behandelt werden, was sehr erfrischend ist. 

Auch er wünscht dem Gemeinderat besinnliche Weihnachten und ein gutes neues Jahr. GV Kurt 

Steindl wünscht auch Frohe Weihnachten und ein Gutes neues Jahr und bittet auch weiterhin um 
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weiterhin gute Zusammenarbeit. Auch die Bürgermeisterin bedankt sich herzlich für die gute und 

konstruktive in den Gemeindegremien, wie in den Ausschüssen, Gemeindevorstand und Gemein-

derat und für die vielen guten Ideen. Sie wünscht ebenfalls allen schöne Feiertage und betont, 

dass speziell in der Gemeinde kein Keil aufgrund der derzeitigen Situation hingetrieben werden 

soll. Es sollen Meinungen zugelassen werden und wertschätzend miteinander umgegangen wer-

den. Sie wünscht allen viel Gesundheit und freut sich schon auf die weitere gute und konstruktive 

Zusammenarbeit, damit auch die weiteren Projekte motiviert angegangen werden können. Sie 

verweist noch auf den neuen Sitzungsplan und hat noch einige Ausfertigungen der besetzten Stel-

len in den verschiedenen Ausschüsse und Gremien dabei, welche mitgenommen werden können. 

 

* * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * 

 

Nachdem die Tagesordnung erschöpft ist und sonstige Anträge und Wortmeldungen nicht mehr 

vorliegen, schließt die Bürgermeisterin als Vorsitzende die Sitzung des Gemeinderates um    

22:35    Uhr. 

 

 _____________________________   _____________________________  

  (Vorsitzende) (Schriftführer)  

 

* * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * 

 
Die Vorsitzende beurkundet hiermit, dass gegen die vorliegende Verhandlungsschrift in der Sit-

zung am ________________ keine Einwendungen erhoben wurden / über die erhobenen Einwen-

dungen der beigeheftete Beschluss gefasst wurde.  *) 

 

Pabneukirchen, am _____________20____ 

 

 

 

___________________________________ 

            (Die Vorsitzende) 

 

 

 

_____________________________________________________________________ 

              (Gemeinderat)   (Gemeinderat)     (Gemeinderat) 

(* Nicht zutreffendes streichen) 


